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1. Einleitung 

Zahlreiche ratsuchende Verbraucher wenden sich schriftlich. telefonisch und auch 
persönflCh mit drängenden Problemen an das Büro ü Konsumentenfragen im Bun­
desmiristerium für Gesundheit und Konsumentenschutz. Doch nicht nur ciese Anfra­
gen helfen dabei. relevante Entwicklungen und Gefafven für den Verbraucherschutz 
frühzeitig zu erkemen und entsprechende Maßnamen einzuleiten: Der stän<f1Qe 
Kontakt mit anderen Verbraucherschutzeitvichtungen (vor allem mit dem Verein für 
Konsumenteninformation und den en der Arbeiterkarn­
mem) wie auch mit Vertretern der Wirtschaft, äe internationale Zusammenarbeit (in 
der Europäischen Union, in der OECO und in einer Mehrzahl spezieller Arbeitsgrup­
pen). und schIießrlCh die Beobachtung und auch Vergabe wo Forschungsprojekten 
tragen zusätzlich dazu bei. 

Um die Dimension der einzelnen Problembereiche noch genauer einschätzen zu kön­
nen, beauftragt das Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz den 
Verein für Konsumenteninformation (VKI) - die größte diesbezügliche Beratungsein­
richtung ÖSterreichs - jährlich damit, einen Bericht zur Lage der Verbraucher zu er­
stellen. Der Bericht für das Jahr 1995 umfaßt mehr als 600 Seiten. Ihm zugrunde li e­
gen mehr als 25.000 aktuelle Beschwerde- und Beratungsfälle, des weiteren umfang­
reiche Erhebungen und Marktanalysen. Alle Daten wurden vor dem Hintergrund von 
Ergebnissen der Marktforschung und unter Nutzung des Expertenwissens der VKI­
Mitarbeiter aufbereitet 

Mit der Vodage des jährlichen Berichts zur Lage der Verbraucher verfolgt das Bun­
desministerium für Gesundheit und Konsumerrtenschutz vor allem zwei Ziele: 8ner­
seits soll er einen Beitrag zur Versachlichung der emotionsgeladenen Diskussion 
über akute Verbraucherprobleme im Spannungsfeld Verbraucher-Wirtschaft-Gesetz­
gebar leisten. andererseits soll er aufzeigen. in welchen Bereichen Wirtschaft, Ver­
waltung und Regierung bzw. Gesetzgeber zum Schutz der Interessen der österreichi­
sehen Verbraucher aktiv werden müssen. 
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2. Der Bericht zur Lage der Verbraucher 

Wer Maßnahmen zum verbesserten Schutz der Verbraucher fordert, muß sich vorerst 
der tatsächlichen Dimension der angesprochenen Probleme bewußt sein. In einem 
zweiten Schritt gilt es festzustellen, welche Lösungen die geeignetsten sind, welche 
Möglichkeiten sie bieten, die zu bekämpfenden Probleme aus der Welt zu schaffen. 
und welche Auswirkungen sie über den eigentlichen Problembereich hinaus haben. 

Es muß also vorerst festgestellt werden, wie häufig Beschwerden zu Produktgruppen, 
DiensUeistungen und sonstigen Problemkreisen sind und welche Branchen sie betref­
fen. Darüber hinaus muß im Rahmen eines Trendmonitoring beobachtet werden, wie 
sich die einzelnen Problemfelc!er über Ja'ue hinweg entwickeln. Denn Konsumenten­
politik kann nicht auf punktuelle Ereignisse reagieren. sonder auf für Verbraucher be­
denkliche Tendenzen. 

Der Bericht zur Lage der Verbraucher. der vom Verein für Konsumenteninformation 
(VKI) jährlich im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit und Konsumenten­
schutz erstellt wird, trägt zur Beobachtung der Verbraucherprobleme wesentlich bei. 
Er befaßt sich mit dem ganzen Spektrum der Waren und Dienstleistungen, die den 
Verbrauchern angeboten werden. Denn Konsumentenschutz beschränkt sich längst 
nicht mehr auf einzelne .Problembranchen". Ob Möbelkauf oder Anlagenberatung, 
Zeitschriftenabo oder Telefonrechnung - so vielfältig wie die verkauften Waren und 
Dienstleistungen sind oft auch die Probleme für die Verbraucher. 

Im Vergleich mit den Berichten der Vorjahre lassen sich in einigen Bereichen dta'ch­
aus deutflChe Entwicklungen er1c:emen. die neue Herausforderungen an die Koosu­
mentenpolitik stellen. Häufig ist jedoch auch festzustellen. daß sich in den Velgange­
nen drei JaIyen keine wesenUiche Veränderung in den ProbIemIagen ergeben hat: 
8nige große konsumentenschützerische Anliegen harren nach wie vor ihrer Verwirk­
lichung - allen voran die Reform des Gewährleistungsrechts. 

Der für das Jahr 1995 erstellte Bericht zur Lage der Verbraucher stellt eine wertvolle 
Grundlage für die Arbeit des Bundesministeriums für GesuncIleit und Konsumenten­
schutz dar, ist aber mit seinen über 600 Seiten - einschfl8ßIich der statistischen D0-
kumentation - für an jene zu umfangreich, die sich rasch über die aktuellen Probleme 
des Konsumentenschutzes informieren wollen. Daher werden im folgenden eirige 
wichtige Ergebnisse des Berichts im ÜberbrlCk dargestellt. 

Während sich der erste Abschnitt mit branchenspezifischen Problemlagen befaßt, 
werden im zweiten Abschnitt reChtliche Fragen behandelt, die sich branchenübergrei­
fend stellen. Im dritten Abschnitt wird beleuchtet, wer Konsumentenberatungsstellen 
in Anspruch nimmt und welche Differenzierungen sich dabei zum Beispiel hinsichtlich 
bestimmter Problembereiche ergeben. 

Nicht alle für die konsumentenpolitische Arbeit des Bundesministeriums für Gesund­
heit und Konsumentenschutz wichtigen Bereiche können in dieser Zusammenfassung 
angesprochen werden. Beispielsweise sind die verbraucherrelevanten Entwicklungen 
aufgrund des Beitritts Österreichs zur EU in dieser Zusammenfassung nur marginal 
enthalten. da sie ein immer wiederkehrendes Thema der MedienberiChterstattung 
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sind. Nicht in der Zusammenfassung enthalten sind weiters die Probleme mit neuen 

Methoden der Verkaufsförderung und Werbung - von Teleshopping über Internet bis 
hin zu Datenträgern mit interaktiven Programmen. Hier stehen wir am Begim einer 
Entwicklung, deren Folgen noch nicht absehbar sind. 

2.1. Branchenspezifische Problemlagen 

2.1.1. Unübersichtlicher Markt erschwert den Kauf von Haushalts-
geräten und Unterhaltungselektronik 

Seit Jahren sind die Ausgaben der Österreicher für Braun- und Waißware kaum ge­
stiegen. 1994 waren es 22,4 MrdSchilling, wobei bei diversen 8ektro-HaushaJtsgerä­
ten Zuwachsraten zu verzeichnen sind, während es vor allem bei Fernsehern, VIdeo­
geräten, Satelliten-Komponenten und Portable-Radios Einbußen gibt. Dennoch gibt 
es eine Vielzahl von Händlern und immer größere Verkaufsffächen. Den Österrei­
ehern wird in Relation fast doppelt soviel Einkaufsffäche geboten wie den Deutschen. 
Während in Deutschland ein Händler - statistisch gesehen - auf 14.000 Einwohner 
kommt, sind es in Österreich gerade 7.000 potentielle Kunden. 

Diese Situation führte dazu, daß um die Mar1danteile im Elektro-Elektronik-Handel 
heftig gekämpft wird. Zur Freude der Verbraucher sinken die Preise, aber auch die 
Deckungsbeiträge der Händler. Aggressiver Schlagabtausch unter den einzelnen 
Händlern mit Dumpingpreisen steht im Vordergrund, eine seriöse Markenpolitik. Ser­
vice W1d KI.Ildendienst sind längst zur NebensächrlChkeit verkommen. Die Fachbera­
tung in den Geschäften erNeist sich leider sehr häufig als unzureichend, soda8 der 
oft sehr aggressiven Werbung - als einziger verständicher Orientierung - verbaut 
wird. Nicht zuletzt nimmt auch die Geschwindigkeit des "Modellwechsels" am Markt 
zu. Bne der markantesten Beobachtungen in der Beratung ist denn auch die deutli­
che Verunsicherung der Verbraucher bei der Auswahl des passenden Geräts. 

Mangelhafte Beratung 

Die Unübersichtlichkeit des Marktes spiegelt sich in der Beralungsstatistik: Wie be­
reits in den vergangenen JaIyen ist es ein .,r.märes Ziel der Ratsuchenden, eine Pro­
duktempfehlt.l1g für itve konkreten Bedürfnisse zu erhalten (31,9 %). Dem ein sinn­
voller Qualitäts- und Leistungsvergleich ist aufgrund der mangelhaften BeraIung und 
infolge der unterschiedlichen Ausstattungsmer1anale der Geräte kaum möglich. 21 % 
der Anfragen galten der Leistung, 16,7 % auardätsvergteichen und 12,9 % der An­
wendung. Die häufigsten Anfragen zu einzelnen Produkten im Konsument-Beratungs­
zentrum galten Kleingeräten (20,5 %), Waschmaschinen (18,1 %) , 8ektroherden 
(12,7 %) , Staubsaugern (10,8 %) und Geschirrsplilem (9,7 %). 
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Anfragen nach Problemkreisen 
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Mangelhafte Preisauszeichnung 

Probleme ergeben sich auch im Bereich der Preisauszeichnung. Vor allem bei kleine­
ren und mittleren Fachhändlem und bei 8ektroinstallateuren wird die Preisauszeich­
nung mitunter äußerst mangelhaft gehandhabt KJare Vergleichskriterien werden 
durch verdeckte Zuschläge. wie Transport- bzw. Zustellkosten. ..Anschlußprovisionen­
für Installateure oder Arbeits- und Wegkosten beim Anschluß von Geräten. verwischt 

Schwachstelle ServIce bzw. Reparatur 

Der technische Standard der Geräte ist durchwegs relativ gut. Probleme ergeben sich 
jedoch durch die Elwartungshaltung der Verbraucher (vor allem im Hinblick auf die -
In der Werbung oft zumindest Indirekt betonte - lebensdauer) und bei der Reparatur. 
Als problematisch wird von Verbrauchern empfunden. daß oft bei anscheinend relativ 
geringfügigen Mängeln Reparaturen überhaupt nicht mehr durchgeführt werden, son­
dern zum Kauf eines Neugeräts geraten wird.. In manchen Fällen sind sogar bei rela­
tiv neuwertigen Geräten keine Ersatzteile mefv erhältlich.. Bei bestimmten Gerätety­
pen (z. B. bei Mikrowellengeräten) ist es nahezu unmöglich, Servicedienste zur Repa­
ratur Ins Haus kommen zu lassen. 

Die neue Energleverbrauchsdeklaratlon 

Eine Vereinfachung bei der Produktauswahl ist durch die neue Energieverbrauchs­
deklaration gegeben, welche die Haushaltsgeräte-Verbrauchsanga-benverordnung 
und die Kühlgeräte-Verbrauchsangabenverordnung zwingend vorschreiben. Sie um­
faßt ein Etikett sowie ein Datenblatt, das auch Bestandteil einer Produktbroschüre 
sein kann. Das Etikett weist den nach einer einheitlichen Norm gemessenen Energie­
verbrauch in kWh/Jahr (der bisher in verschiedenen Arten deklariert werden konnte), 
den Nutzinhalt in Utern sowie den entstehenden Geräuschepegel in dB(A) re 1 pW 
aus. Auch offizielle Umweltzeichen können Bestandteil des Etiketts sein.  Der Ver­
sandhandel ist verpflichtet, bereits im Katalog den Energieverbrauch zu nennen. 
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Damit kommt man dem steigenden Bedürfnis der Verbraucher nach, exakte Angabe n  
über den Energieverbrauch von Geräten zu erhalten. Diesbezügliche Anfiagen meh­
ren sich im Konsument-Beratungszentrum. Preisvergleiche bleiben den Verbrauchern 
dennoch nicht erspart. da es in jeder Energieverbrauchsldasse mitunter enorme 
Preisdifferenzen gibt 

Die Mängel der Kühlgeräte-Entsorgung 

Aufgrund der ursprünglichen KühIgeräteverorng mußte beim Kauf eines neuen 
Kühl- bzw. Gefriergeräts der gesamte Entsorgungsbeit wrfinanziert werden. Er 
betrug vorerst öS 750,- und wurde dam auf öS 599,50 gesenkt. Dieser Beitrag führte 
dazu, daß immer mehr Verbraucher - vor altem in den westflChen Bundesländern -
ihre Kühlgeräte im benachbarten EU-Ausland, wo keine Entsorgungsgebühr zu be­
zahlen ist, kaufen. Der Rückgang beim Neugerätekauf soll im Westen österreichs bis 
zu 20 % 1 betragen haben, in 8nzeIfäJlen sogar bis zu 75 %2 . Deshalb wurde die 
Kühlgeräteverordnung dahingehend novelliert, daß nur mehr eine Anzahlung von 
öS 100,- geleistet werden muß, der Restbetrag erst bei Abgabe des Altgeräts fällig 
wird und überdies flexibel gestaltet werden, also von Händler zu Händler variieren 
kann. Der Rechtsträger eines flächendeckenden Entsorgungssystems muß minde­
stens einmal jährlich das gültige maximale Entgelt zur SichersteIlung der Sammlung 
und Behandlung pro Altgerät bekanntgeben und dieses Entgelt dem Umweltministeri­
um melden. Durch die ständigen Änderungen sind die Händler hoffnungslos überfor­
dert. Die Einhebung der Entsorgungsbeiträge ist unübersichUich, kaum kontrolf.erbar 
und wird meist zum Schaden der Verbraucher gehandhabt. Überdies ist zu befürch­
ten, daß es durch die 8nhebung eines Restbetrages bei Abgabe eines Altgerätes 
verstärkt zur wilden Deponierung von ausgedienten Kühlgeräten kommt 

Probleme In der Untetfraltungse/ektronlk 

Mangelnde Fachberatung, aber auch Service-lIld Reparaturprobleme sind bei Gerä­
ten der Unterhaltungselektronik in ähnlicher Weise ausgeprägt wie bei den Haus­
haltsgeräten. Dabei ist gerade die moderne Elektronik besonders ,.beratungsbe­
dürftig"': Sie bietet einerseits eine Vielzahl von Fooktionen und Möglichkeiten, ande­
rerseits aber zu wenig begleitende Information. um diese auch nutzen zu kämen. Oie 
Qualität von Bedienungsanleitungen für Geräte der Unterf1altl.llgsektronik wird von 
den Verbrauchern deutlich bemängelt. Auch bei � Produkttests des VKI werden 
deuUiche Schwachstellen der meisten Gebrauchsailleitungen aufgezeigt 

Große Preisunterschiede 

Der Markt der Unterhaltungselektronik zeichnet sich zudem durch hohe Preisdifferen­
zen und einen raschen Preisverfall aufgrund ebenso raschen Modellwechsels aus. 
Vergleichen und Abwarten (das heißt auch, nicht jede Neuheit sofort besitzen zu 
wollen) zahlen sich in diesem Markt aus. 

1 siehe Endbericht 1995. Kapitel 2.3.1 .2. Verbraucherprobleme 
2 siehe Endbericht 1995. Kapitel 2.3.1.2. Verbraucherprobleme 

7 

III-38 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)8 von 59

www.parlament.gv.at



Anwendungsprobleme 

Die meisten Anfragen im Konsument-Beratungszenbum im Audio- und im Video­
Bereich galten der Anwendung (28,2 % und 28,3 %), der auarrtät (24,7 % und 
24,1 %), der Produktempfehlung (23,5 % und 24,6 %) sowie der Leistung (13,2 % 
und 13,5 %). Zieht man den AudiO/Vldeo-8ereich zusammen, so ist als Trend ein 
Rückgang der Anfragen - sowohl was den Preis als auch die Leistung betrifft - signifi­
kant erkembar. Dagegen haben Anfragen im Bereich Qualität und Ausstattung um 
ca. 4 % und im Zusammenhang mit Produktempfehlungen um ca. 7 % zugenommen. 

2.1.2. Ärger beim Möbelkauf 

Mangelhafte QuaJJtjt und UefelVerzug 

Mit nahezu 7" machen Anfragen zu Möbeln einen nicht unbeträchtfichen Teil der 
VKI-Rechtsbefatung aus. 45,5 % entfallen auf MängeVGe-währ1eistung und 17,1 % 
auf Ueferverzug. Viele der Gewähr1eistungsprobleme betreffen Transport- und Mon­
tageschäden, unterschiedliche Furniere und mangelhaft verarbeitete Möbelteile. Nach 
aufwendiger Reklamation, langen Wartezeiten und Ueferverzug werden die mangel­
haften Teile zwar ausgetauscht. Ärger und Zeitaufwand des Käufers aber kaum in 
Form von Preisminderungen berücksichtigt. 

Gesunder Schlaf • 

Zahlreiche Anfragen beim VKI betrafen die Schlafstätten, insbesondere Matratzen. 
Vor allem bei Werbeverkaufsveranstaltungen wird das zunehmende Gesundheitsbe­
wußtsein der Vertxaucher durch Hinweise auf gesundheitsfördemde Aspekte ausge­
nutzt. Vakuunmatratzen, siIikongefüllte Zudecken. Kupfereinlagen usw. werden auf 
diese Weise angeboten. ofv1e daß eine konkrete gesundheitsfördeme oder .strah­
lenabschirmende- Wirkung nachgewiesen wäre. 8ne Beratung bezüglich der Be­
schaffenheit von Rost und Bettkasten wird hingegen unterlassen. 

2.1.3. Reisebüros 

Der Konzenbatiol'lspiozeß bei den Reiseveranstalte ist im vergangenen Jahr wei­
tergegangen. Wätvend eine VaeIzahl von Reisebüros Reiseangebote vermittelt. wird 
der Kreis der ReiseveranStaIt invner Ideiner. Derzeit dominieren einige wenige gro­
ße Untemehmungen mit einer Vielzahl von Marken den Markt. Insbesondere Auglini­
en sind an Betetligungen an großen Reiseveranstaltem interessiert. Gleichzeitig 
drängen deutsche Reiseveranstalter auf den Markt. 

InformatJonsgehalt der Re/sekata/oge 

Die von den großen Veranstaltern herausgebrachten Reisekataloge sind die wichtig­
sten und oft einzigen Informationsquellen für Pauschalurfauber. Der Infonnationsge­
halt hat sich zwar mit den am 1. 2. 1994 aufgrund des EWR-(EU-) Beitritts in Kraft 
getretenen erweiterten Informationspflichten verbessert, bleibt aber insgesamt den­
noch unbefriedigend. Verlockende Katalogtexte und -bilder sollen die Konsumenten 
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animieren, mißverständlich und schönfärberisch formulierte Texte in Form wahrer 
Wortakrobatik machen klare Haftungsanspruche unmöglich. 

orts- und Gebietsbeschreibungen bestehen häufig aus Allgemeinplätzen. In den Ho-· 
telinfonnationen fehlen sachflCh korrekte Angaben über die Qualität von Servioean­
geboten, Zimmerausstattung, Kinderspielmöglichkeiten und ähnlichem mehr. Generell 
fällt auf, daß der Versuch, die Infonnation attraktiv erscheinen zu lassen, höhere 
Priorität genießt als das Ziel, Sachinfonnation mit Nennung von Vor- und Nachteilen 
zu bieten. Diese Mängel gelten auch in Bezug auf die Preisinfonnation, wo komplizier­
te und verwirrende PreistabeIIen durchaus den Verdacht erhärten, durch das Zahlen­
gewirr Preisvergleiche erschweren zu wollen. 

Auch die Beratung bei der Buchung ist bei dem zur Massenware gewordenen Kon­
sumgut Reise in vielen Fällen sehr dürftig. Die neuen detaillierten Anforderungen an 
die zu erstellende Reisebestätigung haben aber zu einer besseren Information beige­
tragen. 

Auslandsreisen: mangelhafte Leistungen 

8,2 % aller Anfragen in der Rechtsberatung betrafen Reisen, wobei lediglich ein klei­
ner Anteil, nämlich 0,4 %, auf Inlandsreisen entfielen. Der überwiegende Teil der An­
fragen galt Auslandsreisen. Die problemspezifische Verteilung zeigt auf, daß nicht 
zufriedensteIlende Leistwlgen des Veranstalters von Auslandsreisen weit mehr als 
die Hälfte aller Anfragen (52,1 % Gewährleistung und 8,8 % Schadenersatz, insge­
samt also 61 %) ausmachen. Häufig sind auch Anfragen betreffend Rücktritt- und 
Stomowünschen mit insgesamt 14,8 %. Bei Anfragen, Öle das Inland betreffen, ist mit 
30,6 % die Frage nach der Verrechnung von Gebühren bei Stomierung einer Hotel­
oder Privatzimmerbuchung besonders häufig. Auch Beschwerden bezügflCh Rugzeit­
verschiebungen sind im Ansteigen begriffen. Sie betreffen derzeit 5,3 % der Anfragen 
bezüglich Reisen. In vielen Fällen sind sie durchaus als Gewährteistungsmangel ein­
zustufen. 

Beschwerdenvertellung nach Reisezielen 
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BeschwerdenverteIlung nach rechUlchen 
Problemen 
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Erste Erfahrungen mit neuer Rechtslage 

Mit dem Inkrafttreten einiger Änderungen des Konsumentenschutzgesetzes aufgrund 
der Umsetzung der EG-Pauschalreiserichtlinie hat sich die Lage des Verbrauchers in 
einigen Punkten verbessert. So sind nun Preiserhöhoogen jedenfalls ab dem 20. Tag 
vor dem vereinbarten Abreisetermin nicht mehr mögl"1Ch. Wie die Beratungserfahrung 
zeigt. sind durch diese Bestimmung Prelserhöhungen kurz vor Antritt der Reise - für 
den Verbraucher besonders unangenelvn - drastisch zurückgegangen. Im Gegensatz 
zur bisherigen Zwei-Monate-Frist scheint sich diese Regelung bei den Anbietem bes­
ser dW'Chzusetzen. Weiterhin häufig jedoch sind kurzfristige Leistungsänderung 
seitens des Veranstalters, wie etwa Hotel- oder gar Urtallbsort-Änderungen. Der Ver­
braucher hätte zwar in einem solchen Fall das Recht, von seinem Vertrag zurückzu­
treten. sieht sieh aber in der Praxis vor dem Problem. kurzfristig eine passende Rei­
seaftemative zu finden. was gegebenenfalls etwa In der Hochsaison nur schwer mög­
lieh ist In den meisten Fällen wird daher vom Rückb ittsmd at kein Gebrauch gemacht 

Bei Stomierung der Reise durch den Veranstalter steht dem Reisenden das Recht auf 
eine gleichwertige Ersatzreise zu. Der Nachweis der Gleichwertigkeit bzw. Vergleich­
barkeit innerhalb der Reiseangebote eines Veranstalters ist nicht Immer leicht zu er­
bringen. Oft kommt es daher vor. daß sich der Kunde mit einer geringwertigeren Rei­
se zufriedengibl 

Eine weitere Bestimmung behandelt die Abtretung einer Reise bei Verhinderung. Der 
Verbraucher kann von seinem Recht Gebrauch machen, im Falle einer Verhinderung 
eine Ersatzperson für die von ihm gebuchte Reise zu nennen. Diese Regelung wurde 
bei uns bisher kaum genutzt. 

Stornogebühren 

Tritt der Verbraucher von einer gebuchten Reise zurück, wird er mit erheblichen Stor­
nogebühren belastet. Nach den neuen Allgemeinen Reisebedingungen beträgt die 
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Stornogebühr bis zu 85 % des Reisepreises, je nach Zeitpunkt der Rücktritts in bezug 
auf das Abreisedatum. Eine vergleichbare Haftung des Veranstalters bei einer Absa­
ge seinerseits ist nicht gegeben. Hier besteht ein Ungleichgewicht zwischen Verbrau­
cher und Reiseveranstalter. Anhaltspunkte für die Unzulässigkeit solch einseitiger 
Stomoregelungen zu Ungunsten des Verbrauchers finden sich in der EG-Richdinie 
über mißbräuchfiche Klauseln in Verbraucherverträgen. 

Insolvenzen zweier Reisebüros 

Ende 1994 startete die Kronenzeitung (MEDIAPRINT) eine Werbeaktion in TroI, 
Steiennark und Oberösterreich, die von Anfang an zu zahlreichen Beschwerden 
führte. Abomet iten erhielten die Mitteilung, eine Rugreise des Arena Sun Clubs für 
vier Tage, entweder in eine europäische Hauptstadt (Paris, Rom), an das Rote Meer 
oder nach Korfu gewonnen zu haben. 

Verbraucher klagten vor allem darüber, daß sie keine Information zur gewonnen Rei­
se erhielten, Termine kurzfristig verschoben wurden, sie teilweise am Aughafen vor 
die Tatsache gestellt wurden, daß sie die Reise wegen Überbuchung nicht antreten 
konnten bzw. Termine wegen Überlastung kurzfristigst abgesagt wurden und sie je­
doch die bereits geleisteten Beträge für Einzelbettzimmer oder Begleitpersonen nicht 
rückerstattet erhielten. Teilweise erhielten sie sogar Stornorechnungen für Reisen, die 
vom Veranstalter abgesagt wurden. Auch vor Ort stellten sich zahlreiche Mängel her­
aus. Die Masse von Beschwerden veranlaßte Konsumentenschützer zu zahlreichen 
Interventionen bei den Veranstaltern, so auch bei MEDIAPRINT. Diese verwies je­
doch ausscNießrlCh auf den Veranstalter, der aber offensichtlich mit der Abwicklung 
so überfordert war, daß eine Beschwerdeertedigung sowohl die organisatorisch, als 
auch die finanziellen Mö!;flChkeiten des Veranstalters überstieg. Am Höhept.Ilkt der 
Beschwerdewellle wurde vom Veranstalter der Konkursantrag gestellt, was bedeute­
te, daß etwa 20.000 Leser die Reise nicht mehr antreten konnten. Etwa 1.400 Arena­
Reisende, die kurz vor dem Konkurs in ihrem Feriendomizil waren, mußten sogar von 
der AUA zurückgeholt werden. Verbrauchern wurde zunächst geraten, ihre forderun­
gen im Konkursverfahren geltend zu machen und der Bank, die eine Bankgarantie im 
Sinne der Sicherungsverornung geleistet hatte. zur Kenntnis zu bringen. Derzeit 
kann noch nicht beurteilt werden, ob die Forderungen abgedeckt werden können. 

Am 21. September 1995 wurde über die Karthago Reisen GmbH, die auch Angebote 
über Markemamen, wie Club Dido, Bravo und Transfly vertrieb, das Konkursverfah­
ren eröffnet. Abgesehen von Unannehmlichkeiten der Urlauber mit Hoteliers am Ur­
laubsort und Unsicherheiten bezüglich des Rücktransports, können über die Auswir­
kungen auf die betroffenen Verbraucher noch keine Aussagen gemacht werden. 

Sicherheitsrisiken im Urlaubsland 

Auch im heurigen Berichtszeitraum kam es in zahlreichen Fällen von Reisen in Kri­
sengebiete zu kurzfristigen Stornierungen. Im Falle von Reisen nach Sri Lanka und in 
die Länder des ehemaligen Jugoslawien wurden Stornowünsche problemlos akzep­
tiert. Dies steht durchaus im Gegensatz zu Rücktrittswünschen vieler Türkeiurlauber 
des vergangenen Jahres, die nicht mit einer kooperativen Lösung rechnen konnten. 
Entgegen der zunächst in den Medien verbreiteten Zusage der Veranstalter, Türkei-
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Rücktrittswill ige problemlos aus ihren Verträgen zu entlassen, wurden Anzahlungen 
einbehalten bzw. Stornogebühren gefordert. Der VKI machte daher in der Folge meh­
rere Fälle gerichtsanhängig, um durch Musterprozesse die unklare rechtliche Lage zu 
klären. In mehreren Fällen erging jedoch in der Sache kein Urteil, da die Reiseveran­
starter sofort die gegnerische Forderung erfüllen. Es liegt daher die Vennutung nahe, 
daß es sich um eine Strategie der Reisebürobranche handelt, diesbezügliChe ent­
scheidungen zu verzögern. 

2.1 .4. Probleme bei Krediten und Veranlagungen 

Die für den Verbraucher relevanten 8emente der Marktentwicklung 1995 sind ein seit 
1993 weiterhin sinkendes allgemeines Kapitalmarktzineau. Betrug der Leitzins­
satz (Diskontsatz) im Mai 1994 4,5 %, so reduzierte er sich bis Ende März 1995 auf 
4,0 %. Bei festverzinslichen"Anleihen (Rentenmarkt) stieg die Sekundärmarktrendite 
von 6,33 % im Juli 1994 bis zum Jänner 1995 auf 7,29 % und fiel dann bis Juli 1995 
auf 6,45 %. 

Ansteigen der Anfragen 

Insgesamt konnten im Berichtszeitraum 755 Problemanfragen abgewickelt werden. 
Dies entspricht einer Steigerung von 249 Anfragen oder einem Plus von ca. 49 % im 
Vergleich zum Vorjahr. 

Fragen zur Wohnbaufinanzierung im weiteren Sinne (inklusive Bausparen) stehen mit 
40,8 % an erster Stelle der Infonnationsnach. Die zweithäufigste Anfragenkate­
gorie betrifft mit 32.2 " die Konsumentenkrecflte und hier überwiegend wieder, wie 
1994, die Fragen der Kredi1kontrolle (32 %), oft im ZUsammenhang mit Bürgschafts­
problemen (19,3 %). Die Anfragenstruktur im Berichtszeitraum hat sich zu Fragen der 
Wohnbaufinanziert.llQ (grundsäfzflCh geht es auch dabei in erster Unie um Kreärtfra­
gen) hingewandt In diesem Beratungssegment wird allerdings, im Gegensatz zur 
reinen Problemstelung der Konsumentenkredite, der VKI bereits vor Vertragsab­
schluß aufgesucht. 
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Schwerpunktfragen zu den Themen Geld und Kredit 

Schwerpunktfragen zum Thema Geld und Kredit 

Kreditkarten 

Wohnbaufin. ohne Förd. 
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Im Bereich der Spareinlagen mit vereinbarten Bindungsfristen, mit variabler Veain­
sung lI1d laufenden Einzahlungen sorgen verwirrende Bestimmungen für den Unmut 
der Sparer. Änderungen des Zinssatzes innerhalb der Bindungsfrist, automatische 
Erneuerung von Bindungsfristen nach deren Ablauf. unübersichtflChe Auflösungszeit­
punkte. die VerreclYlung von Vorschußzinsen und ähnliche Maßnahmen lassen de­
ses an sich wichtige Segment zu einem unklar strukturierten und daher irrefühlaIden 
Bereich werden. 

Bausparflnanzlerung 

Die weitgehende Ausschöpfung des Marktpotentials (Ende 1994 ca. 4,9 Mio. Bau­
sparverträge) zwingt die Bausparkassen zu Produktinnovationen. Als Beispiel sei hier 
eine neue Vertragsform genannt, die Personen von über 60 Jahren zum Abschluß 
eines Bausparvertrages animieren soll. Dabei kann der Sparer schon bei Abschluß 
des Vertrages den Erben bestimmen. 
Die Steigerung der Rnanzierungsleistung - beim Marktführer in den ersten acht Mo­
naten um 40 % im Vergleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahres - läßt befürchten, 
daß sich die Zuteilungsfristen für Bauspardartehen dramatisch verlängern werden. 
Die gleiche Situation war bereits in den Jahren 1980 bis 1984 zu beobachten. 

--------------------�------------� -
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Genauere Bonitätsprüfung 

Die mit 1.Jänner 1995 in Kraft getretenen Regelungen zum sogenannten "privat­
konkurs- fütvten schon 1994 zu einer restriktiveren Krec:ltvergabe seitens der Ban­
ken. Diese vom Standpunkt der Verschuldungsprävenlion begrüßenswerte Verhal­
tensänderung der Geldinstitute führte auch zu einigen Beschwerden von Verbrau­
chern, deren Kreditansuchen mangels Bonität oder aufgrund von Vorkrediten abge­
wiesen wurde. 

Investmentfonds 

Wie ir.l Vorjahr schon zu beobachten war, verstär1<en de Geldinstitute die Werbung 
vor allem im Bereich der Renten-Investmentfonds. Auch die Akzeptanz durch die 
Verbraucher steigt offensichUich. unter anderem bedingt durch die niedrige Verzin­
sung des ldassischen Sparbuches. Nach wie vor wird dabei argumentativ hauptsäch­
lich mit vergangenheitsbezogenen Renditen geworben. 

Viele Aktienfonds erlitten im vergangenen Jahr erhebliche Verluste. Wie zahlreiche 
Beschwerdefälle zeigen, wird die Beratung über die Risiken in einigen Fällen relativ 
obeflächlich durchgeführt und der Verkauf entspricht nicht den tatsächlichen Möglich­
keiten und Bedürfnissen der Verbraucher. Viele von ihnen können nicht mehr auf die 
Erholung der Kurse warten und sind gezwungen, mit Vertust zu verkaufen. 

Stru/cturvertrlebe 

Die häufigsten" Anfragen bzw. Verbraucherprobleme bei Veranlagungen betreffen 
nach wie vor Strukturvertriebe. Diese aus Deutschland kommenden Rnnen haben 
sich - nach nur ca. drei Jahren Marktpräsenz - als absolute Marktleader in österreich 
etabliert. Zu den wichtigsten Verbraucherproblemen im Zusammenhang mit Struktur­
vertrieben zählen die verkaufsorientierte Beratung und die Uquidierbarkeit der Veran­
lagungen (l.ebensversiche, stille Beteiligungen). Es zeigt sich immer deutlicher, 
daß der österreichische Verbraucher besonders bei diesen Anageformen einen Im­
mensen Informationsnacheil gegenüber dem Anbieter hat. 

Kredit 

§33 Abs. 7 und 4 des BWG regeln die Verpflichtung 21M' Angabe der Gesamtbela­
stung und die Angabe des effektiven Jahreszinssatzes. Seide müssen die Kostenbe­
lastung durch die Kontoführungsgebühr nicht beinhalten. Gemäß einer Erhebung des 
VKI beträgt die Mehrbelastung 0,6 %. Als Konsequenz durch diese vom Kreditwe­
sengesetz abweichende Ausnahmebestimmung ergab sich, daß mittlerweile viele 
Institute, die früher keine Kontoführungsgebühren bei Krediten verrechneten, nun­
mehr ebenfalls dazu übergehen sozusagen eine versteckte Kreditkostenverteuerung 
durchzuführen. 

Die Nichteinberechnung der Kontoführungsgebühren verfälscht die Vergleichbarkeit 
der durch die Banken angegebenen Zinssätze und führt zu einer Benachteiligung je­
ner Institute, die keine Kontoführungsgebühren verrechnen. 
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Unterschiede in der Höhe von Verzugszinsen und Nomina/zinssatz 

Zinssatzänderungen nach VertragsabschluB sind weitere Detailprobleme deses Be­
reiches. Verbraucherkredite für Konsumzwecke werden in der günstigsten Form um 
ca. 8 % (nominal). also etwa um 1 % QÜnstigerverzinst als im Vergleichszeitraum 
1994. Wohnbaufinanzierungskredite sind um 6% % (nominal) erhältlich. wobei eine 
weitere Reduktion als eher unwahrscheinfICh zu betrachten ist. 

Telebanking 

Die Bank Austria hat mit der IFASO 1995 eine windowsfähige Software namens 
Quicken. deren Aufgabe die Zahlungsverkehrsabwicklung für den Privatkunder. ist, 
auf den Markt gebracht. Der Preis wurde mit ÖS 500,- angesetzt. Bis Ende August 
konnten ca. 3.000 Softwarepakete verkauft werden, Ende November waren es bereits 
mehr als 4.000 Stück. Die P .S.K zeigte eine eigens für den Privatkunden geschaffe­
ne P.S.K-Teiebanking-KIick-Software erstmals auf der PC-Expo 1995. Der Zugang 
zu den Bankfeistungen erfolgt über Modem und Telefonleitung bzw. indirekt über In­
ternet Hier sei insbesondere auf die Sicherheitsprobleme, die im Internet auftreten 
können (keine Verschlüsselung der Daten) hingewiesen. 

Bankomatlcarte und ChIpkarte 

Auf der Bankomatkarte bzw. der EC-Karte mit Bankomatfunktion wird der Verbrau­
cher folgende neue Anwendungsmöglichkeiten haben: 

• Die elektronische Geldbörse 
Die Speicherung von elektronischem Geld (bis öS 1.999,-) pro Chip ermägrlCht die 
Bezahlung von Kleinbeträgen bei Händlern (Trafikanten, Lebensmitteleinzelhänd­
lern etc.) durch Abbuchen des geschuldeten Betrages von der Karte auf ein spe­
zielles Terminal des Händlers. 

• Die P.O.S.-OffIine-Nutzung 
Bei Einzelhändlern werden Bankomatkassen aufgesteUt. welche nidlt sofort eine 
()nIinEHjberprüfung der Karte dtl'd1führen. Die PIN-Prüfung (persönliche identifi­
kations Nt.mmer) erfolgt aufgrund der Algorithmen des Chips und einer Spenti­
stenaufstellung imerha1b der Bankomatkassen. Damit wird eine kostengünstigere 
Überprüfung der VafKfdät der Karte für den Händler ermöglicht 

Mit der elektronischen Geldbörse verbundene Verbraucherprobleme : 
Die sich in der Geldbörse befindlichen Geldeinheiten werden durch keinen Code ge­
schützt. Jeder unehrliche Finder einer solchen Karte kann über sie verfügen. Der für 
den Verbraucher entstehende Nutzen scheint unklar, da es sich im wesenUichen um 
einen Ersatz von Bargeld handelt. Die elektronische Geldbörse kann auch zu einer 
Verteuerung der Kontoführungsgebühr führen, soferne Zeilengebühren zur Verrech­
nung kommen. 
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2.1.5. Die Qual der Versicherungswahl 

Derzeit bieten in Österreich rund 75 private Versicherungsunternehmen Versicherun­
gen an und erzielten dabei im Jahr 1994 ein direktes Prämienaufkommen von n.a1d 
121 Mrd. Schilling. Der größte Anteil der Eimahmen entfiel dabei mit rund 65 Mrd. 
SchilUng auf die Schadens- und Unfallversicherung. Das Prämienvolumen in der le­
bensversicherung machte etwas mehr als öS 41 Mrd., in der Kranken(zu­
satz)versicherung öS 15,5 Mrd. aus. 

Die EWR-Auswlrlcungen 

S�it dem 1. Jänner 1995 ist die Novelle 1994 des Versicherungsvertragsgesetzes zur 
Gänze in Kraft getreten. Bereits am 1. September 1994 wurde das Versicherungs­
aufsichtsgesetz novelliert Seit diesem Zeitpunkt müssen Versicherer, sofern sie über 
eine Zulassung in österreich bereits verfügen. ihre Produkte nicht mehr von der Auf­
sichtsbehörde im Finanzministerium genehmigen lassen, sondern deren Bedingungen 
nur mehr dort hinterlegen. Damit wurde den Bestimmungen der dritten Generation der 
Versicherungsrichtlinien der Europäischen Union zur Gänze Rechnung getragen. 
Somit kann jeder Versicherer, der in seinem Heimatland über eine Zulassung verfügt, 
in allen EWR-Staaten im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit Versicherungen anbie­
ten. In Österreich ist dafür lediglich die Anmeldung beim Bundesministerium für Fi­
nanzen notwendig. Von dieser Möglichkeit haben bis August 1995 20 ausländische 
Versicherungsuntemehmen Gebrauch gemacht, von denen allerdings viele derzeit 
noch nicht mit Werbema8nahmen aufgetreten sind und daher vermutlich erst die 
�eitere Marktentwicklung in Österreich abwarten. 

Das Problem der Intransparenz 

Trotz des Vorhandenseins von Musterbedingungen, die eine gewisse Grundorientie­
rung zur Erstellung der Versicherungsbedingungen darstellen, kann jeder Versicherer 
seine eigenen, von den Musterbedingungen unter Umständen stark abweichenden, 
Bedingungen auflegen. Sind schon die Versicherungsbedingungen kompliziert und in 
einer für den juristisch nicht vorgebildeten Verbraucher nahezu unverständlichen 
Sprache abgefa8t, so machen schließlich die voneinander abweichenden verschie­
denartigen Vertragsbedingun einen direkten Vergleich ähnlicher Leistungen fast 
unmöglich. Dementsprechend schwierig ist es daher auch, die für diese Leistungen 
zur Verrechung kommenden Prämien zu vergleichen. 

Die größten Probleme bezüglich der Transparenz ergeben sich bei Bündelangeboten, 
in denen zum Beispiel Lebensversicherungen mit Elementen der Unfallversicherung 
und einer Art Verdienstausfallversicherung gekoppelt angeboten werden, die eine 
seriöse Renditeberechnung sehr schwierig gestalten. Auch Unfall- und Krankenversi­
cherung werden gerne vermischt angeboten. Probleme ergeben sich dabei vor allem 
durch die unterschiedlichen Laufzeiten sowie durch die verschiedenen Kündigungs­
möglichkeiten und -fristen. 
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Allfinanzanbieter 

Sn Trend setzt sich weiter fOft Finanzdienstleistungsuntemehmen entwickeln sich 
immer mehr zu Allfinanzanbietem. Beispielsweise gehören heute zur Kern­
Produktpalette der Banken und Kreditinstitute verschiedene Versichermgsprodukte 
{nm Beispiel Lebensversicherungen}. Umgekehrt bieten Versicherer In wachsendem 
Ausmaß Finanzprodukte an. die den Anlagemotiven der Vermögensbildung oder 
Kapitalveranlagung zuzurechnen und als ursprünglich bankeigene Produkte zu Idas­
sifizieren sind. 

Kapitalanlage mit VersIcherungsschutz 

Eine relativ neue Produktvariante am ästerreichischen Versicherungsmarkt ist die 
fondsgebundene Lebensversicherung. Der Verbraucher hat dabei die Wahl zwischen 
zumindest einem risikoarmen, einem gemischten und einem risikofreudigeren Wert­
papier- und Aktienportefeuille. Derzeit gibt es in Österreich bereits zehn inländische 
Versicherer mit einer Konzession für die fondsgebundene Lebensversicherung. 

Die fondsgebundene Lebensversicherung ist aufgrund ihrer Charakteristika eher als 
Anlageprodukt mit zusätzlichem Versicherungsschutz zu betrachten und nicht als rei­
nes Versicherungsprodukt. Obwohl sie daher mit der klassischen Lebensversicherung 
nur bedingt vergleichbar ist. bietet sie gegenüber dieser eine erhöhte Transparenz 
und Aexibilität Aber die fondsgebundene Lebensversicherung kommt nur für Anleger 
in Frage, die sich des Risikos einer Wertpapierveranlagung bewußt sind und grundle­
gende Kenntnisse über Wertpapiere bzw. den Kapitalmarkt besitzen. 

Beendigung von VersIcherungsverhältnissen 

Aufgrund einer 1994 in Kraft getretenen Novelle zum Versicherungsvertragsgesetz 
kämen nun alle ab dem 1. April 1994 abgeschlossenen Versicherungsvenräge be­
reits nach drei Jahren gekündigt werden. Bisher waren mit Ausnatvne der Sparten 
Lebens- und Krankenversicherungen sowie Kfz-Haftpflichtversicherungen Zehnjah­
resverträge üblich. Gibt es aufgrund dieser Situation einerseits eine gewisse Tendenz 
zu gn.IldsätzIich kürzeren Versicherungsverträgen, so kommt es andererseits dw'ch 
das Angebot von Rabatten für eine längerfristige Bindung häufig wieder zu Zehnjah­
resverträgen. 

Schon seit dem 1. August 1987 - nach Inkrafttreten des ersten Kraftfahrzeughaft­
pflichtversicherungsgesetzes Österreichs - gibt es nur mehr einjährige Bindefristen für 
Kfz-Haftpflichtversicherungsverträge anstelle der bis zu diesem Zeitpunkt auch in die­
ser Versicherungssparte üblichen Zehnjahresverträge. Das hat seither zur Folge, daß 
Versicherungsnehmer - bei e�prechender Kenntnis der Marktsituation - ihren Kfz­
Haftpflichtversicherer gegebenenfalls einmal jährlich wechseln können. 

Verbesserung bei Zusatzkrankenversicherungen 

Eine Verbesserung für Verbraucher im Bereich der Zusatzkrankenversicherung sollte 
ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 16. März 1995 bringen. Laut die­
sem Erkenntnis ist die Doppelbelastung der Sonderklassepatienten verfassungswid-
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rig. Im Oberösterreichischen Krankenanstaltengesetz wurde die Regelung, daß Son­
derklassepatienten verpflichtet werden, den Differenzbetrag zwischen amtlicher Pfle­
gegebühr und Pflegegebührenersatz der gesetzlichen Krankenversicherung zu zah­
len, als verfassungswidrig aufgehoben. Diese Authebung gilt für öffentflche Spitäler, 
tritt mit 29. 2. 1996 in Kraft und müßte Beispielwirkung für die anderen Bundesländer 
haben. Somit sollte es in jenen Bundesländern, die eine ähnrlche 00ppeIbeIastung für 
ZUsatzkrankenversicherte vorsehen, zu einer deuUichen PrämierYeduktion für die 
Versicherten kommen. 

Die häufigsten Anfragen 

Wie bereits in den vergangenen Jahren betreffen die meisten Anfragen in der Bera­
tung des VKI Lebensversicherungen (23,7 %), an zweiter Stelle liegen Fragen der 
Haushaltsversicherung (19,8 %), an dritter die Krankenversicherung (12,1 %). 

19,3 % der Anfragen betreffen Vorinformationen vor Vertragsabschluß, weitere 
Schwerpunkte sind Kündigung (25,5 %) und Auseindandersetzungen um Leistungen 
im Versicherungsfall (23,4 %). Rücktrittsfragen nach § 3 KSchG sind nur in 2 % der 
Fälle relevant, im großen Rest .Sonstiges" (29,8 %) verstecken sich zwanzig weitere 
Kriterien - von Anfechtung bis Wartefristen - bei denen die Anfragenhäufigkeit aber 
jeweils unter 5 % liegt 

Schwerpunktfragen zum Thema Versicherung 
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D etai l fra g e n  z u m  T h e m a  Vers i c h e r u n g e n  

Makler und Versicherungsberater 

Die Intransparenz des Marktes führt dazu, daß Verbraucher bei der Auswahl des für 
sie geeigneten Versicherungsschutzes zunehmend auf externe Hilfe und Beratung 
angewiesen sind. Dennoch findet die Abwicklung von Versicherungsgeschäften über 
Makler in Österreich beim Verbraucher derzeit noch kein besonders großes Interesse. 
In den meisten Fällen ist der Verbraucher auf Beratung und Unterstützung eines per­
sönlichen Betreuers eines Versicherungsuntemehmens angewiesen, was insbesone­
re bei der Auswahl des geeigneten Versicherungsschutzes und bei der Abwicklung 
von Schadensfällen ins Gewicht fällt Der Versicherungsagent ist ja Vertreter des 
Versicherungsuntemehmens, das auch für ihn haftet 

Mit Spannung darf verfolgt werden, ob die österreichischen Makler in der EU bel­
spielweise durch die britischen Kollegen Konkurrenz bekommen werden. und welche 
Entwicklung das Maklerwesen generell in österreich nehmen wird. In Großbritannien 
ist es bereits jetzt üblich. daß der Versicherungsmakler quasi als Anwalt seiner Klien­
ten fungiert, indem er sowohl für eine zeitgerechte Prämienzahlung verantwortlich ist, 
als auch allfälrage SchadenszahIungen direkt vom Versicherer treuhändig für den 
Versicherungsnehmer übernimmt. 

Der in österreich zugelassene Beruf des Versicherungsberaters wird nach Erhebun­
gen des VKI überwiegend nicht separat ausgeübt Es gibt zwar Vertleter dieser Be­
rufsgruppe, diese üben jedoch ihre Profession nur in Verbindung mit dem ebenfalls 
eigens zugelassenen Versicherungsmakler aus. Die Aufgabe eines Versicherungsbe­
raters besteht darin. einen Verbraucher, der für diese Leistung direkt zu bezahlen 
hätte, bestmöglich über die für sein zu versicherndes Risiko am Versicherungsmarkt 
vorhandenen Bedingungen und Angebote zu infonnieren, ohne auf einen Vertragsab­
schluß zu insistieren beziehungsweise einen solchen zu tätigen. Es kommt jedoch 
häufig vor, daß bei Versicherungsuntemehmen angestellte Versicherungsvertreter 
sich selbst als Versicherungsberater oder als Makler bezeichnen. Die solcherart zu 
unrecht verwendete Berufsbezeichung soll offensictlich von der Tatsache, daß es sich 
dabei um reine Versicherungsverkäufer handelt, ablenken. Eine saubere Trennung 
bezüglich Versicherungsproduktvertrieb kann frühestens mit einem bereits im Pla­
nungsstadium befindlichen Gesetz erreicht werden, das die gesetzliChe Umsetzung 
der EU-Empfehlung zur Versicherungsvermittlung vom 1 8. 1 2. 199 1  zum Inhalt haben 
wird .  
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2. 1 .6. Intransparenz bei Fernmeldedienstleistungen 

Überhöhte Telefongebühren 

Auch im Jahr 1995 gab es zahlreiche Beschwerden wegen überhöhter Telefonrech­
nungen. die sich die Telefonkunden nicht ertdären kämen. Der VKI war bislang mit 
rund 50 Beschwerdefällen befaßt Nach Angaben der PTV gab es im Jahr 1 994  allein 
in Wien ca. 16.000 Einsprüche gegen überhöhte Telefongebühren. Gegenstand der 
Beschwerde sind fast immer Melvwertdienste und bisweilen auch Ortsgespräche. die 
offenbar nicht \QIl APParat des jeweiflQ8fl Fernsprechteilnehmers gefütvt worden 
sind. Während in Deutschland kriminelle Machenschaften im Zusammenhang mit 
ausländischen MehrwertdiensUeistungen nachgewiesen werden konnten (bei Haus­
durchsuchungen der Staatsanwaltschaft Köln wurder. Wähl automaten - sogenannte 
Oialer - sichergestellt. die in der lage sind, aufgeklemmt auf Telefonleitungen einpro­
grammierte Antillen-Nummern zu �mmten Zeiten auf Kosten eines anderen anzu­
wählen) . konnte dieser Beweis in Osterreich nicht erbracht werden. 

Fremdaufschaltungen? 

Aufgrund der glaubwürdigen Angaben der betroffenen Verbraucher und infolge einer 
Analyse diverser OES-Rufdatenerfassungen durch Infonnatiker besteht für den VKI 
allerdings kaum mehr ein Zweifel, daß überhöhte Telefonrechnungen in vielen Fällen 
auf FremdaufschaJtungen zurückzuführen sind. Die PTV hingegen nimmt nach einer 
Überprüfung der zentralen automatischen Zähleinrichtung für sich den Beweis des 
ersten Anscheins in Anspruch und ist trotz plausibler Gegenargumente nicht bereit. 
ihren Standpunkt zu revidieren. 

Der VKI führt nt.nnehr einen Musterproze8 in Ausfallhaftung wegen eines solchen 
Gebührenstreits. Weder dieser Pr0ze8, noch alle anderen beim VKI anhängigen Be­
schwerdefälle komten im 8nvemetvnen mit der PTV außergerichUich zugunsten des 
Fernsprechteilnelmers geregelt Werden. Vielmehr vertritt die P1V die Ailsicht, daß 
eine Manipulation durch Fremdaufschaltun ausgeschlossen bzw. im nachhinein 
feststellbar wäre. Nach Meinoog außenstehender Experten sind solche Umstände 
jedoch keinesfalls in nachhinein unzweifelhaft feststellbar. 

Die SchlIchtungssteIle 

Bis vor kurzem bIeb den betroffenen Telefonkunden nichts anderes übrig. als zu 
zahlen, bei Nichtbezahlung eine AnschJußsperre hiooehmen zu müssen oder einen 
mühsamen postimmen Beschwerdeweg in Kauf zu nehmen. Da sich die Behörde 
quasi selbst überprüfte. war ein negativer Gebührenbescheid vorprogrammiert Diese 
Situation änderte sich mit Inkrafttreten des neuen Femmeldegesetzes am 1.4.1994. 
Im Gegensatz zu früher ist die Rechtsbeziehung zwischen Verbraucher und Post nun 
nicht mehr als öffentlich-rechtliches. sondern als privatrechtliches Rechtsverhältnis 
organisiert. Als objektive Instanz entscheiden nunmehr unabhängige Gerichte in Ge­
bührenstreitigkeiten. Doch nicht in jedem Fall muß der Verbraucher vor Gericht ge­
hen, er kann unter bestimmten Voraussetzungen auch eine Schlichtungsstelle anru­
fen.  
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Die paritätisch besetzte Schlichtungsstelle für Gebührenstreitigkeiten, die sich aus 
einem Vertreter der PTV und einem Konsumentenschutzvertreter der Arbeiterkammer 
zusammensetzt. wird zunächst probeweise für die Dauer von einem JaIy tätig sein. 
Mit diesem Projekt wird das Ziel verfolgt. dem Verbraucher ein effizientes und kosten­
loses Instrument zur StreitbeiIegung zur Verfiigung zu stellen. Allerdngs wird die 
Schlichtungsstelle nicht rückwirkend Gebühreneinsprüche bearbeiten, sondern es 
werden nur Einsprüche ab JuD 1 995  behandelt. 

Anschlußsperre 

Femsprechteilnetvner. die Öle Voraussetzungen für eine außergerichUiche Streitbei­
legung mit Hilfe der SchIichtungssteUe nicht erfüUen, müssen strittige EntgeItforde­
rungen sofort begleichen. da ihnen sonst eine Anschlußsperre droht. Da der Verbrau­
cher im Zeitalter der Telekommunikation wohl auf ein Telefon angewiesen ist (man 
denke auch an mecflZinische oder polizeiliche Notfälle). wird er dadurch gezwungen, 
überhöhte Forderungen zu bezahlen, über deren Richtigkeit noch nicht rechtskräftig 
entschieden worden ist. Durch den Ausschluß eines Zuruckbehaltungsrechtes wird 
der Kunde in die KJägerrolle gedrängt, was von Konsumentenschützem als Ausnüt­
zung einer MonopolsteIlung kritisiert wird. 

Präventive Maßnahmen gegen Telefonkrim/nalität 

Unter dem Druck der Öffentlichkeit sah sich die P1V gezwungen, Maßnahmen zum 
Schutz des Verbrauchers vor überhöhten TeIefonrectvlungen anzubieten. So kann 
unter anderem das Leitungsnetz dtl'Ch versperrbare Kabelendverzweiger abgesichert 
werden. Von 650.000 Endverzweigem sind derzeit 300.000 absperrbar, bis Ende 
1 995  sollen diese Vorkehrungen abgeschlossen sein. NJ Herbst 1995 kam ein Ge­
bührenimpulsrecmer mit versperrbaren Steckern und der Möglichkeit der Eingabe 
von selektiven Nummernspenen eingesetzt werden. Seit 1 .8.1995 kam weiters der 
Teilnehmer gegen ein einmaliges Entgelt von öS 60.- schrifUich verständigt werden, 
sobald die Verbindungsentgelte eine bestimmte Betragsgrenze übersteigen. Seit 
1 .5.1995 wird Öle Möglichkeit einer aktiven Verketvseinschränku angeboten. bei 
der OES-Teilnehmer gegen ein eirvnaliges Entgelt von öS 60.- den Anschluß für 
bestimmte TaairZOl1el1 (z.B. Übersee) sperren lassen kömen. 3eit März 1995 wird 
außerdem in der neuen Telekomrechnung Öle Anzahl der Gespräche und Tarifimpul­
se nach Zonen für OES-Teilnehmer aufgeschlüsselt AlleräU1QS wurden diese Ver­
braucherschutzrnahmen nicht in die Allgemeinen Geschäftsbedingungen aufge­
nommen. was auch bedeutet, daß der Kunde kaum eine Möglichkeit hat. sich davon 
in Kenntnis zu setzen. 

2.1 .7. Versandhandel 

Der Versandhandel verzeichnet nach wie vor Umsatzzuwächse, bereits jeder dritte 
Haushalt bestellt bei Versandhäusern. Einen wesentlichen Kaufanreiz bietet die Mög­
lichkeit, mittels Katalog bequem von zu Hause aus zu bestellen und erst später oder 
in Raten zu bezahlen. 
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Versandhandel als Kreditgeber 

Die Rolle des Versandhandels als Kreditgeber ist nach wie vor problematisch. 
Viele Verbraucher übersehen bei Ratenkäufen im Versandhandel aud1. daß die Zin­
sen relativ hoch sind. Nur selten wird ein effektiver Jahreszinssatz angegeben, sodaS 
Vergleiche kaum möglich sind. Laufen Inkasso-Kosten an - beispielsweise durch die 
Einschaltung von Inkassobüros oder Rechtsanwälten - werden diese zur Gänze auf 
den Kunden überwälzt. 

In der VKI-Rechlsberatung entfielen 2.9 % der Anfragen auf den Versandhandel, 
25,2 % davon betrafen Inkasso, 11,8 % Exekution und 4,9 % Gericht. 

Rüclcsendungen oft problematisch 

Weitere Probleme verursacht das gewährte Rüchgaberecht innerhalb einer bestimm­
ten Frist. das mangels einer gesetzlichen Regelung von Versandhaus zu Versand­
haus unterschiedich gehandhabt wird. Mitunter werden auch Rücksendungen nicht 
berücksichtigt und der Kaufpreis eingemahnt. Zudem kommt es vor allem bei der tele­
fonischen Bestellung immer wieder zu Fehlern. Unübersichtliche Abrechnungen bzw. 
Verrechnungsfehler sind ebenfalls ein häufiger Grund für Beschwerden. Auch der 
Handel mit dem Adreßmaterial durch Versandhäuser ist als bedenklich einzustufen. 

Kunst per Katalog 

Mittlerweile wird sogar Kunst per Katalog verkauft, was mit einigen Problemen ver­
bunden Ist. Bis zu 5.000 Objekte werden In den Katalogen meist so klein abgebildet, 
daß kaum auf h'en � geschlossen werden kam - bei Preisen zwischen 
öS 1.000,- und öS 100.000,-. Auch die Geschäfts- und Versandbedingungen sind 
wenig verbraucherfreundflCh. Ward keine - nlSätzlich zu bezahlende - Versicherung 
abgeschlossen, erfolgt der Versand auf GefaJy des Bestellers. Gewähr1eistungsa 
sprüche lmerhalb von sechs Monaten ab Übematvne des Objekts kömen unzulässi­
ger Weise nt.t· dann gestellt werden, wenn es im Katalog falsch beschrieben wurde 
und der Mangel auf der Fotografie nicht eindeutig erkennbar war, was letztendlich 
Auslegungssache ist. Ein Umtauschrecht besteht imerhaIb von 1 4  Tagen ab Erhalt 
der Objekte, wobei eine Rückzahlung des Kaufpreises ausgeschlossen Ist. 

2.1.8. Zeitschriftenabonnements 

Haustürgeschäfte 

Am Problem des Vertriebes von Zeitschriftenabonnements an Haustüren und in Ge­
schäftsstraßen hat sich - trotz Regelungen im KSchG und in der GewO - nach wie vor 
nichts geändert. Besonders ältere Menschen, Jugendliche und zunehmend auch 
Ausländer sind die bevorzugten Zielgruppen der ,.zeitschriftenkeiler" . Oft werden kari­
tative Zwecke vorgetäuscht, um Abonnements zu verkaufen, beispielsweise wird er­
zählt,-daß der Erlös Behinderten zukommt, oder sich der ,.zeitschriftenkeiler" auf die­
se Weise sein Studium verdient. Nicht selten kommt es auch zu Täuschungen bei 
Unterschriftsleistungen und sogar zu U nterschriftsfälschungen. 
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Einschaltung von Inkassobüros 

Die Abwehr ungerechtfertigter Forderungen ist den betroffenen Verbrauchern oft nur 
schwer mögrtch. Bei N'achtbezahlung werden die Mahnungen fortgesetzt und In­
kassobüros eingeschaltet Die vier in österreich tätigen Vertriebe (Drei Eulen, Frau 
und Mutter, Ubu-Zet und Buchring) beälellen sich bei Ivem Vertriebssystem eigener 
Werbeorganisationen ood deren Zeitschriftenvertreter. Im KonfIiktfaII öastanzieren sich 
die Vertriebe von den Werbeorganisatio und deren Geschäftspraktiken. Interven­
tionen seitens des VKI sind jedoch meist erfolgreich. 

Anfragen bei der VKJ-Rechtsberatung 

Die Probleme der Verbraucher mit Abonnements spiegeln sich auch in der Bera­
tungsstatistik des VKI wider: 6,1 % aller Anfragen an die VKI-Rechtsberatung betra­
fen Abonnements bzw. Bücher. 26,7 % dieser Anfragen entfielen auf Rücktritt, 1 4,9 % 
auf Storno bzw. Stomogebühren, 1 2,2 % auf Inkasso und 1 1  % auf Kündigung. 

2.1 .9. Wohnproblem bleibt aktuell 

Kaum Verbesserungen bei Mietwohnungen 

Wie schon im Bericht zur Lage der Verbraucher des Vorjahres angesprochen, brachte 
das mit 1 .3.1994 in Kraft getretene dritte Wohnrechtsänderungsgesetz die gravie­
rendsten Änderungen auf dem privaten Vermietungssektor. 

Dennoch konnte das Thema Befristungen konnte nicht befriedigend gelöst werden. 
Die Kurzzeitmietverträge wurden zwar tatsächlich eingedämmt. jedoch nahmen im 
gleichen Ausmaß die neu eingeführten Dreijahresverträge zu. In der Beralungspraxis 
zeigt sich, daß sehr viele Altbauhauplmieten nur noch befristet vergeben werden. 

Das neue Richtwertmietzinssystem kam den Mietern im Grunde auch keine Vorteile, 
vor allem keine spf.Ibaren Preissenkungen bringen. Nur bei geschätzten 16 % der 
Wiener AItwoIvloogen ermöglicht das Richtwertsystem eine potentielle Verbilligung, 
was angesichts der Tatsache, daß Wien einen Anteil an Altbauhauptmleten von 59 % 
aufweist, vergleichsweise wenig ist. 

Neben diesen Problemen bei Mietwohnungen geht der VKI in seinem Bericht auch 
detailliert auf Fragen des Wohnungseigentums ein. In äseser Zusammenfassung wird 
jedoch darauf verzichtet. die allgemeinen Daten über Entwicklungen am Wohnungs­
markt wiederzugeben. Es sollen nur noch einige Ergebnisse aus der Beratungsstati­
stik des VKI dargestellt werden. 

23 

III-38 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)24 von 59

www.parlament.gv.at



Anfragen leicht rückläufig 

Die Anfragehäufigkeit im Konsument-Beratungszentrum ist zwar wieder leicht zurück­
gegangen, sie ist jedoch immer noch um einiges höher als wr dem Inkrafttreten des 
dritten Wohnrechtsänderungsgesetzes. Gegenüber dem Vergleichszeitraum des 
VOtjahresbericht mit 6.247 Anfragen zum Wohnrecht suchten im Zeitraum Oktober 
1994 bis September 1995 6.005 Ratsuchende das Beratungszentrum auf. 2.566 An­
fragen kamen von Mietern von Altbauwohnungen. gefolgt von 1 .771 Anfragen von 
Wohnungseigentümern oder Besitzern von Bgenheimen. 

Auch die Anfragehäufigkeit zu Problemen, de bestehende Maetverhältnisse betreffen. 
sind von 1 .528 im Vorjatv auf nunmehr 1 .241 zurückgegangen. In diesem Anfragebe­
reich stellen die Betriebskosten mit 323 Vorsprachen das häufigste Problem dar. 
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Hingegen sind die Anfragen vor dem Kauf bzw. der Anmietung einer Wohnung ge­
genüber dem Vorjahr von 1 .1 36 auf 1 .288 angestiegen. Die Steigerung der Anfragen 
zur Vertragskontrolle betrifft vor allem Kaufverträge. 
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Befristung Preis/Miete 
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Was die einzelnen Problembereiche betrifft, so sind Anfragen zu Ablösen , Befristu n­
gen und Mietzinshöhe bzw. -vorauszahlung mit 1 .262 Ratsuchenden (im Vorjahr wa­
ren es 1 .331) nach wie vor Spitzenreiter. 

Bei Anfragen von Wohnungseigentümem stehen nach wie vor Fragen zur Verwaltung 
und zu unzureichenden oder nicht nachvollziehbaren Abrechnungen im Vordergrund. 

2.1.10. Immobilienmakler bleiben eine Problem branche 

Ändet1lngen des Konsumemenschutzgesetzes bringen einige Verbesserungen 

Die Regierungsvortage zum Maklergesetz, die zur Zeit der BerichtersteIlung noch von 
einem Unterausschuß behandelt wurde, sieht eine befriedigende Lösung für einige 
Probleme der Verbraucher mit der Immobilienbranche vor. Bestimmungen zum 
Rücktrittsrecht werden sich jedoch nicht im Maklergesetz, sondern im Konsumenten­
schutzgesetz befinden. Wenn das Gesetz so beschlossen wird, hat der Wohnungs­
suchende, der ein Vertragsanbot, die Miete oder Nutzungsrechte an einer Wohnung 
bzw. den Erwerb von Eigentum betreffend, am Tag der erstmaligen Besichtigung ei­
ner Wohnung unterfertigt, ein Rücktrittsrecht von einer Woche. Diese Frist beginnt 
erst zu laufen, wenn der Verbraucher eine Zweitschrift seiner Vertragserklärung und 
eine schriftliche Belehrung über das Rücktrittsrecht erhalten hat. Die Zahlung eines 
Angeldes, Reuegelds oder einer Anzahlung kann innerhalb der Rücktrittsfrist nicht 
wirksam erfolgen. 

26 

III-38 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 27 von 59

www.parlament.gv.at



N eben dem Rücktritt von Immobiliengeschäften wurden auch besondere Aufklä­
rungspflichten des Immobilienmaklers definiert: Der Verbraucher hat eine schriftliche 
Übersicht über sämtliche durch den Abschluß des zu vennittelnden Geschäftes vor­
aussichtlich erwachsenden Kosten, einschließlich der Provision, zu erhalten. Verein­
barungen deS Ersatzes von besonderen Aufwendungen, über den Abschluß und die 
Verlängerung von All • •  

-
und für Fälle des ProvisIonsanspres 

bei fehlendem Vennittlungserfolg sind nur wirksam, wenn sie ausdrückfich und 
schriftlich erfolgen. 

Rücktritte nach wie WI' das Hauptproblem 

Obwohl die Anfragen zu Rücktritten von unterzeichneten Anboten bzw. Maklerverträ­
gen etwas zurückgegangen sind, stellen sie mit fast der Hälfte der Vorsprachen von 
Verbrauchern immer noch den Hauptschwerpunkt der Maklerberatungen dar. Haupt­
gründe für Rücktrittsprobleme sind unzureichende oder irreführende Infonnationen, 
gefolgt von unzulässigen bzw. überhöhten Rücktrittsprovisionen. 

-----ta� 
------1a� 

Diese Anfragehäufigkeit unterstreicht die Wichtigkeit eines Rücktritlsrechtes. vor al­
lem deshalb, da die meisten Rücktritte erfahrungsgemäß innerhalb einiger Tage nach 
Unterfertigung eines Anbotes erfolgen. Die einwöchige Frist wird den Vertxauchem 
die Möglichkeit geben, Finanzier'oogsf in Ruhe klären zu können. Andere Fälle, 
in denen Verbraucher vom Vertrag zurücktreten wollen, sind z.B. solche, in denen 
zwei Personen gemeinsam eine Wohnung mieten wollen, einer d"aeses Vorhaben 
dann jedoch in Frage stellt, oder das Nichtzustandekommen einer Ananzierung, be­
spielsweise aufgrund fehlender Bürgschaften. Solche Fälle treten auch bei Vertrags­
abschluß direkt beim Bauträger ohne Einbeziehung eines Makiefs auf. 

Neben Rücktrittsfragen ist die Sorgfaltspflicht der Makler ein weiterer Problempunkt 
der Verbraucher. Es gab vor allem Anfragen bzw. Beschwerden wegen falscher An­
gaben zu Ratenhöhen von Krediten, angeblicher Ruhelage von Wohnungen, falscher 
Angaben über die Bebaubarkeit von Grundstücken oder mangelnde Baubewilligungen 
bei Dachbodenausbauten. Um letztgenannte Problematik ging es bei einem Ausfal l­
haftungsprozeß.  den der VKI dieses Jahr erfolgreich abschließen konnte. 
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Gesetzwidrige Vertragsformblätter 

Der VKI komte bei der Bekämpfung unzulässiger Klauseln in Maklerverträgen in an­
hängig gemachten Verbandsklagen einstweilige Verfügungen erwir1<en.Es ging dabei 
vor allem um Vereinbarungen, wonach der Womungssuchende im Falle des Rücktrit­
tes nicht nur für seine eigene. sondern auch für die Abgeberprovisio zu haften hat. 
Diese Klauseln v.uden sämtf'teh als unzulässig erklärt. 

Oie Klagstätigkeit des VKI wurde schließlich auch von der Bundesinnung der Immobi­
lienmakler und Vennägenstreuhänder zur Kenntnis genommen, was zu einer Ände­
rung der Empfehllmg für Vertragsformblätt führte. Allerdings wurden diese empfeh­
lungen nur von einer geringen Anzahl von Maklern zur Kenntnis genommen. Sie wä­
ren nun verpfflChtet, ihre Verträge zu ändern und beim VKI zu hinterlegen, was jedoch 
nur äußerst selten geschieht Dies hat auch zur Folge, daß die Verwendung unzuläs­
siger Klauseln nunmehr auch gewerberechUich verfolgt werden kann. Auch in der Be­
ratung beinhaltet die Mehrzahl der vorgelegten Verträge immer noch die erfolgreich 
bekämpften Klauseln. Die Klagen werden daher weitergeführt. 

2.2. Juristische Querschnittsfragen 

2.2.1 . Der überrumpelte Verbraucher 

Oie Überrumpelung von Verbrauchem zu übereilten Vertragsabschlüssen ist ein 
branchenübergreifendes und nach wie vor bestehendes Problem. Dabei ist nicht nur 
an das klassische das an der Haustüre vertrieben wird, zu 
denken, sondern auch an VertragsabschIüs bei Ständen auf diversen Veranstal­
tungen (Seniorenmessen, Jafvrnärkte usw.), an WerbeveranstaJtungen, an irrefüh­
rende Infonnation im Zusammenhang mit öffenUichen Förderungen und Kreditfinan­
zierungen sowie an den Vertrieb von lime-Sharing-Verträgen im Zuge von Gratisauf­
enthalten. 

All diesen Situationen ist gemeinsam, daß der Verbraucher - dem Unternehmer wirt­
schaftlich unterlegen - von diesem in eine Situation gebracht wird, in der er vorschnell 
und ohne die notwendigen Basisinfonnatio einen Vertrag unterschreibt Das be­
stehende KSchG (§ 3) weist in diesem ZUsammenhang einige Regelungslücken auf. 

Messe- und Marlctstände 

Der Gesetzgeber schließt in § 3 KSchG das Rücktrittsrecht für Verträge aus, die an 
einem Messe- oder Marktstand abgeschlossen wurden. Der Besuch einer Messe 
oder eines Marktes wird der Situation beim Aufsuchen eines GeschäftslokaJes gleich­
gesetzt. Diese Situationen sind aber - das zeigt die Praxis - keineswegs zu verglei­
chen: Immer wieder werden Verbraucher bei Messen mit vorteilhaften Messeangebo­
ten (z.B. mit Messerabatt) gelockt Häufig fehlt ihnen jedoch - insbesondere wenn es 
sich nicht um ausgesprochene Fachmessen handelt - die Möglichkeit zum genauen 
Preisvergleich. 
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Noch problematischer ist - wie die Beratungspraxis zeigt - die Situation bei Veranstal­
tungen, die sich zwar Messe nennen (wie z.B. die Seniorenmesse), die aber vom 
Charakter der Veranstaltung viel eher einer Freizeitveranslaltung mit einem breiten 
Unterhaltungs- und Informationsangebot nahekommen. Oie voreilige Bestellung einer 
Sicherhei1stüre bei einem geschickten Verkäufer an einem Stand kommt - wenn auch 
nicht de jure. so zumindest da facto - der Bestellung im Haustürgeschäft gleich. In 
diesem Fall gibt es jedoch kein Rücktrittsrecht 

Frelzeltveranstaltungen 

Im ZU5anvnenhang mit der Werbung für den Abschluß von lime-Sharing-Verträgen 
fäDt aufgrund VOli diversen Beschwerdefillen auf, daß Unternehmer atd1 hier versu­
chen, Situationen einer verdünnten WiUensfreiheit beim Verbraucher herbeizuführen. 
So werden Gratis-Aufenthalte in Hotels angeboten, in deren Verlauf massive Werbe­
maßnahmen zum Abschluß eines Vertrages gesetzt werden. Dies beginnt bei Ver­
kaufspräsentationen in der Gruppe bis zu Enzelgesprächen mit den Gästen. Die I n­
anspruchnahme einer Gratis-Leistung setzt viele Verbraucher psychologisch unter 
Druck, solche Verträge - praktisch als Gegenleistung - zu unterzeichnen. 

Diese Praktiken sind sowohl im Ausland - insbesondere an den Stränden in Spanien -
als auch im Inland zu beobachten. Was die Vertragsabschlüsse im Ausland betrifft, 
stellen sich regelmäßig komplizierte Rechtsfragen rund um die Art des anzuwenden­
den Rechts. den richtigen Gerichtsstand und die - im Ferienland - gültigen materiellen 
Normen. Soweit solche Praktiken im Inland festzustellen sind. tut sich - im Lichte der 
Rechtssprechung des OGH - eine Regelungslücke im § 3 KSchG auf. 

Fehlende Urlcunden 

Immer wieder gibt es auch Beschwerden von Verbrauchern, daß ihnen vom Unter­
nehmer im Zuge der Auftragserteilung (unter den Voraussetzungen des § 3 KSchG) 
keine Urkunde ausgefolgt wurde. Erklärt der Verbraucher dann erst eine Woche nach 
Vertragsunterfer seinen Rücktritt vom Vertrag, hält der Unternehmer entgegen, 
daß er eine Urkunde ausgefolgt habe und der Rücktritt daher nicht mehr fristgerecht 
sei Zwar ist es Aufgabe des Untemetvners, diesen Umstand zu beweisen, für die 
Beurteilung der Chancen des Verbrauchers im ZUge der Verbraucherberat stellt 
dieser Pt.Ilkt jedoch invner wieder einen Unsicherheitsfaktor dar. Lediglich bei Zeit­
schriftenabomements regelt der § 26a KSchG den Fristbeginn dahingehend, als die­
ser erst mit Übersendung der Urkunde in Kraft tritt. 

Unklare Rnanzierungszusagen 

Im Bereich von Wohnungssanierungen trat das Problem der Übenumpelung zum 
vorschnellen Vertragsabschluß mit falschen oder irreführenden Aussagen zu mögli­
chen öffentlichen Förderungen bereits vor Jahren massiv zutage. Diese Probleme 
haben autgrund des Ablaufens des Booms im Bereich der Sanierungen zwar etwas 
nachgelassen, bestehen aber grundsätzlich weiterhin. Auch im geschäftlichen Ver­
kehr mit Immobilienmaklern oder im Bereich des Kraftfahrzeughandels sind immer 
wieder Beschwerden über falsche oder irreführende Finanzierungszusagen an der 
Tagesordnung. Diese Probleme sind über § 3 KSchG nicht befriedigend lösbar, da oft 
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der Tatbestand des Geschäftsabschlusses au ßerhalb der Geschäftsräume nicht vor­

liegt bzw. das Rücktrittsrecht wegen Anbahnung des Vertrages durch den Verbrau­
cher ausgeschlossen ist 

2.2.2. Ueferverzug 

Probleme mit Rüclctrltf bei Ueferverzug 

Im Abschnitt zu den branchenspezifischen Problemlagen wurde bereits auf die 
Schwierigkeiten für Verbraucher hingewiesen, wenn Iv' Vertragspar1ner in Ueferver­

zug gerät. Der im Verzugsfall - nach Setzen einer Nachflist - mögliche Rücktritt ist 
keine praktikable Lösung, wenn man die bestellte Ware oder DiensUeistung dringend 
benÖtigt und bei einem ander€ll Unternehmer erst recht wieder eine gewisse Uefer­
trist zu berücksichtigen ist In den AGB vieler Unternehmer finden sich zudem Nach­
fristregelungen, die z. T. großzügige Fristen vorsehen, die der Verbraucher einzuhal­
ten hätte, bevor er seinen Rücktritt vom Vertrag erklären könne. Besonders krasse 
AGB-Klauseln, wie die Festlegung einer Nachfrist von mindestens acht Wochen im 
Fall des Ueferverzuges, stellt laut Gerichtsentscheidung allerdings eine unangemes­
sen lange Bindung des Verbrauchers gemäß § 6 Abs 1 Z 1 KSchG dar. 

Vergeudete Freizeit 

Hat der Unternehmer den Verzug verschuldet - wie dies vor allem beim Möbelkauf 
oder bei Augzeitverschiebungen bei Reisen der Fall ist -. kann der Verbraucher auch 
SchadenersatZ begehren. In der Regel wendet der Verbraucher aber in erster Linie 
(Frei-)Zeit auf, um bei angekünälgten und nicht eingehaltenen Ueferterminen In der 
Wohnung anwesend zu sein. Diese vergeudete (Frei-)Zeit ist derzeit aber als invna­
terieller Schaden nicht ersat:zfähig. Auch schuldhaft säumige Unternehmer haben al­
so im FaD des Ueferverzuges außer mit dem Rücktritt des Käufers kaum mit nachtei­
ligen Folgen zu rechnen. Würde dem Verbraucher für seine vergeudete (Frei-)Zeit ein 
- wenn auch pauschalierter - Schadenersatz zugestanden. so hätte dies auf das Ue­
ferverhaften der Unternehmer sehr wohl einen wesentlichen 8nfIuß. 

2.2.3. Unzulängliche und unzukömmliche Geschäftsbedingungen 

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) werden von Unternehmen einseitig 
aufgestellt und ihren Kunden aufgezwungen. Von einer Vereinbarung kam keine Re­
de sein. Die sehr offenherzige Rechtssprechung zur .Vereinbarung- von AGB. w0-
nach es bereits ausreicht, daß der Vertragspartner erkennen kann, daß sein Gegen­
über nur zu seinen AGB abschfießt und er diese auf Wunsch zumindest einsehen 
kann, baut auf einer reinen Rktion auf. 
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Betriebsgeheimnis AGB 

Der Wunsch, im Vorfeld eines Vertragsabschlusses die AGB - zwecks genauem Stu­
dium - ausgefolgt zu bekommen, stößt regelmäßig auf Unverständnis und wird in 
vielen Fällen mit der Begründung abgelehnt Wenn der Vertrag unterzeichnet sei, be­
komme man eine Kopie ausgefolgt. dann könne man die AGB genau lesen. 

Die Erfahrung mit den verschiedenen AGB der Kredituntemehmen - insbesondere die 
Bedingungen für den Bankomatverkehr - zeigen auch. daß man sich in vielen Filialen 
außer Stande zeigte, die gültigen AGB auszufolgen. Weiters sind viele AGB druck­
technisch derart gestaltet. daß sie sich einer Kemtnisnahme alleine aus diesem 
Grund entziehen. Texte, blaBgrau auf weiß oder grau auf rosa, mit einer Schriftgroße 
von 2 mm gedruckt, sind keine Seltenheit. 

Überdies fällt auf, daß Verbraucher hinsichtlich der ÖNORMEN oft von falschen Vor­
stellungen ausgehen. So meinen viele, daß ÖNORMEN grundsätzlich - also unab­
hängig von deren Vereinbarung - Verbindlichkeit entfalten würden. 

Gesetzwidrige Klauseln 

Der VKI hat im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit und Konsumenten­
schutz im Zuge der Verbandsklagstätigkeit zahlreiche AGB - quer durch alle Bran­
chen - geprüft und mußte in vielen Fällen grobe Verstöße gegen Gesetz und Gute 
Sitten feststellen. Insbesondere gesetzwidrige Ausschlüsse und Beschränkungen der 
Gewährieistung sowie des Schadenersatzes, über1ange Vertragsbindungen. Preis­
gleitklausein (auch in der speziellen Form der ,.zinsgleitklauseln1, Veriängerungsau­
tomatik bei befristeten Verträgen sowie Klauseln zur einseitigen Leistungsänderung 
durch den Unternehmer, sind in großer Zahl feststellbar. 

Im Zuge der zahlreichen Verbandsklagsverfahren konnte festgestellt werden, daß 
Unternehmer den AGB oft wenig Augenmerk schenken. Die Entschuldigung, die AGB 
von anderen abgeschrieben zu haben, ist immer wieder zu hören. Es ist also festzu­
stellen, daß in Untemehmerkreisen der gesetzeskonfonnen Gestaltung von AGB we­
nig Beachtung geschenkt wird. Die Verbandsklagstätigkeit trägt jedoch im Bewußt­
sein der jeweils beteiligten Branchen durchaus Früchte. 

2.2.4. Unklare Kostenvoranschläge 

Eine Vielzahl von Beschwerden, die an die allgemeine Rechtsberatung des VKI her­
angetragen werden, betreffen Kostenvoranschläge. Ein Großteil der ratsuchenden 
Verbraucher subsumiert unter den Begriff Kostenvoranschlag alles, was einer Ko­
stenorientierung für den zu erteilenden Werkauftrag dienlich ist. Vielfach werden Kal­
kulationen des Werkunternehmers generell als Kostenvoranschläge qualifiziert, womit 
der Verbraucher bestimmte Rechtsfolgen (Gewähr der Richtigkeit) verbindet. Ein 
Problembewußtsein dahingehend, daß der Kostenvoranschlag vom Pauschalpreis 
und vom bloßen Schätzungsanschlag zu unterscheiden ist, besteht nicht. Dieser 
Umstand resultiert unter anderem daraus, daß der Werkunternehmer eine diesbezüg­
liche ausdrückliche Qualifikation von vornherein nicht vornimmt u nd den Verbraucher 
vielfach in dem Glauben läßt, er könne auf die Richtigkeit d er ihm ausgehändigten 
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Kalkulationsgrundlage vertrauen. Auch eine rechtliche Beurteilung ist mitunter 
schwierig, zumal Kostenvoranschläge manchmal Elemente von Schätzungsanschlä­
gen aufweisen und Schätzungsanschläge bisweilen wie "Kostenvoranschläge erstellt 
werden. Abgesehen von diesen grundsätzlichen Quaflfikationsproblemen wirft die 
Frage, ob ein verbindlicher oder unverbindlicher Kostenvoranschlag vor1iegt. die häu­
figsten Probleme auf. 

8n weiteres Problem: In der Praxis finden sich immer wieder Kostenvoranschläge, 
die in wesenUichen Posten leälglich Laufmeter-, Quadratmeter oder Stückpreise bzw. 
Preise pro Arbeitseinheit aufweisen, denen aber nicht zu entnehmen ist. welchen 
Aufwand der Unternehmer zur ErbrlilQung des Werkes zu tätigen in Aussicht nmnt.. 
SchIie8ßch werden Mehraufwendungen gegenüber dem Kostenvoranschlag oftmals 
auch mit Zusatzaufträgen des 8e&tellers gerechtfertigt In manchen Kostenvoran­
schlägen wird jedoch - durch Weglassung von Positionen, deren Erbringung für den 
Fachmann vorhersehbar ist - die Grundlage für spätere Überschreitungen durch so­
genannte "zusatzaufträge" - denen sich der Besteller im Zuge der Arbeiten kat.m 
entziehen kann - gelegt. 

2.2.5. Probleme bei der Gewährleistung 

Probleme bei der Gewährleistung treten - in verschiedenen Spielarten - durchwegs in 
allen Branchen auf. Grundproblem bei der Gewährleistung ist, daß die gesetzlichen 
Regelungen von Verbrauchern, aber auch von Unternehmern. kaum verstanden wer­
den und zum Teil auch nicht nachvollziehbar (unterschiedliche Frist für bewegliche 
und unbewegliche Sachen) erscheinen. Verbraucher sprechen oft auch von .,Rekla­
mationen- und meinen damit die Geltendmachung von Mängeln, egal ob nun aus 
dem Titel der Gewährleistung oder der Garantie. Unternehmer gebrauchen in diesem 
Zusammenhang oft das Wort .Kulanz-. Damit werden keiner1ei Rechtsansprüche des 
Verbrauchers anerkannt, seine Wünsche nach Behebung von Mängeln oder Aus­
tausch von Geräten - oft mit Verzögerungen - aber dennoch erfüllt. 

GewährieistungsfäUe machen mit mehr als 30 % aller Anfragen in der allgemeinen 
Rechtsberatung des VKI den Hauptanteil aus. Weitere bedeutende Problembereiche 
sind Schadenersatz. Fragen der Preisangemessenheit und Rücktritt (je 7 %), Stomo­
gebühren (die man rechUich zum Bereich Schadenersatz zählen könnte mit 6 %), 
Ueferverzug (5 %) und Inkasso (3 %). 
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Verglichen mit den Vorjahren zeigt sich nur ein signifikantes Zurückgehen der Pro­
bleme beim Rücktritt (von 14  % auf ca. 7 %); alle anderen Problemstellungen. inkl. 
Gewähr1eistung, bleiben in etwa gleich. 

GarantIe oder GewäIu1e1stung? 

Weder Verbraucher noch Unternehmer können die Rechtsinstitute .Gewährleistung" 
und .Garantie- auseinanderhalten. Dazu kommt. daß für Garantien keinerlei Minde­
stinhalte gesetzflCh vorgeschrieben sind. Die .Garantie- ist in der Praxis ein Werbear­
gument vor dem Kauf. das sehr oft - bei genauem Studium der Garantiebedingungen 
- bezüglich Problemen nach dem Kauf werUos ist. So werden oft komplizierte For­
malakte vorgesctvieben. damit die Garantie überhaupt wirksam wird. Weiters werden 
kaum die vollen Rechte der Gewährteistung für Öle Dauer der Garantiezusage zuer­
kannt. sondem der Verbraucher muß z.B. für die Arbeitszeit der Verbessermg selbst 
einstehen oder die Materialkosten der AustauschteiIe tragen. Dies des macht die 
Garantie mit dem Recht auf Gewätvteistung schwer vergleichbar. trägt zur Verwinung 
bei und ennögIicht es manchen Verkäufern, die reklamierenden Verbraucher auf den 
Hersteller und dessen .Garantie" abzuschieben, obwohl es sich in Wahrheit t.m einen 
ktaren Fall der Gewähr1eistung handeln würde. 

Was Ist beweglich und was nicht? 

Die folgenschwere Unterscheidung zwischen .beweglichen" und .unbeweglichen" 
Sachen, mit der Konsequenz, daß entweder nur sechs Monate oder drei Jahre zur 
gerichtlichen Geltendmachung von Gewährteistungsansprüchen zur Verfügung ste­
hen, ist in vielen Bereichen weder für Verbraucher noch für Unternehmer einsehbar 
bzw. handhabbar. Wenn die Rechtssprechung z.B.  einen Tanzboden als "bewegliche 
Sache" ansieht, dann ist dies für Verbraucher nicht mehr nachzuvollziehen. 
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Kurze Gewährleistungsfrist 

Insbesondere die kurze Gewähr1eistungsfrist von sechs Monaten bei beweglichen 
Sachen schafft in der Praxis - wie zahlreiche Beratungsfälle zeigen - immer wieder 
Probleme. Tritt der versteckte Mangel innerhalb von sechs Monaten auf, so kam der 
Verbraucher seine Ansprüche noch durchsetzen. Tritt derselbe Mangel erst im sie­
benten Monat auf, dam soll er alte Rechte vet10ren haben? 

Dazu kommt, daß es zur Strategie mancher Unternehmer gehört, sich durch ver­
schiedene Tricks .aus der Frist zu retten-. So werden Verbraucher vom Verkäufer der 
Ware oft an den Hersteller und dessen Servicabteilung verwiesen. Oft auch unter 
dem Hinweis, daß dieser die .Garantiefälle- bearbeite. Bis die so verursachten Intü­
mer aufgeklärt sind, ist in manchen Fällen die Gewährleistungsfrist bereits abgelau­
fen. 

Schließlich werben viele Hersteller auch mit der Lebensdauer ihrer Waren bzw. wird 
beim Kauf einer Ware regelmäßig deren Mindestlebensdauer als Eigenschaft unaus­
gesprochen vorausgesetzt. Den Verbrauchern ist daher nicht einsichtig, weshalb sie 
das RechtsinstiM der Gewährleistung nur vor Mängeln, die bei Übergabe bereits vor­
handen sind. schützt und ein Mangel, der erst später auftritt und die erwartete Le­
bensdauer erheblich verkürzt, keine Ansprüche begründen soll. 

Die Last des Beweises 

Soweit ein Mangel bereits bei der Übergabe der Ware erkannt wird, ist die Gewähr­
leistung in der Regel durchaus durchsetzbar. Problemalischer sind jene vielen FäDe, 
bei denen der Mangel erst später offenkundig wird. In desen Fällen halten die Unter­
nehmer den reklamierenden Verbrauchern oft entgegen. daß der Mangel bei Überga­
be nicht vorgelegen habe und erst - z.B. durch Fehlbedienung - später entstanden 
sei. Gerade bei tedw1isch komplexen Produkten ist diesem Argument von seiten des 
technisch nicht versierten Verbrauchers wenig entgegenzusetzen. Darüber hinaus 
trifft den Verbraucher, wiU er seine Ansprüche gerichtlich durchsetzen. die BeweisIast 
für das Vorliegen des Mangels bei Übergabe der Sache. Eine Last, die Verbraucher in 
vielen Fillen zwtngt, sich mit einer von Unternehmen angebotenen ,.Kdanz""-Lösung 
zufrieden zu geben ood auf das Recht auf Gewährteistung zu verzichten. 

Schwierige Rechtsdurchsetzung 

Trotz der großen Zahl von Beschwerden gibt es sehr wenige Fälle, in denen öae Ver­
braucher tatsächlich versuchen, ihre Rechte auf GewäIv1eistung auch gerichUich 
durchzusetzen. In vieJen Fällen kann man dazu auch kaum raten, bedenkt man, daß 
gerade bei Gewähr1eistungsprozessen regelmäßig Sachverständige beigezogen wer­
den und die Kosten der Gutachten zusammen mit den Gerichts- und Rechtsanwalts­
kosten in Relation zum - oft niedrigen - Streitwert eine Kostenschere auftun, die eine 
Prozeßführung als völlig unwirtschaftlich erscheinen läßt. 
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2.2.6. Schadenersatz 

Die Trendwende in der Judikatur zur Konkurrenz von Gewährteistung und Schaden­
ersatz brachte für Verbraucher insbesondere im Bauvertragsrecht eine deutliche Ver­
besserung im Fall des Hervorkommens von Mängeln. Es wird von den Verbrauchern 
auch nur als gerecht empfll1den, daß ein Unternehmer, der schuldhaft ein mangelhaf­
tes Werk errichtet, für hervortretende Mängel mehr als drei Jahre ab Übergabe haften 
soll. 

Wenn öae Bauwirtschaft ..... versucht, de Konsequenzen deser Judikaturwende ab­
zuwenden, indem man zum einen den Vorrang der Naturalrestitution im Schadener­
satzrecht herauszustreichen bemüht ist und zum anderen eine Verkürzung der abso­
luten Verjährungszeit auf nur zehn Jahre verlangt. so ist dies aus der Sicht des Ver­
braucherschutzes abzulehnen. Im Bereich der Fassadenbeschichtungen, Wärmeiso­
lierungen. Dacheindeckungen und ähnlichen Werken ist es durchaus denkbar und 
technisch möglich, daß Mängel auch erst nach zehn Jahren Benützung offenbar wer­
den. Es ist nicht einzusehen, weshalb der schuldhaft handelnde Schädiger dafür nicht 
haften sollte. Ebenso ist nicht einzusehen, weshalb der Verbraucher gezwungen wer­
den sollte, gerade den Unternehmer, der einen Mangel schuldhaft verursacht hat, 
wieder mit der Behebung des Mangels zu beauftragen. 

Wer trägt die Beweis/ast? 

Sn weiteres problem stellt da Beschränkung der Beweislastumkehr auf Fälle der 
leichten Fahrlässigkeit dar: Der Untemetvner hat nur zu beweisen, das ihn an der 
Vertragsver1etzung keine leichte Fahrlässigkeit trifft. Behauptet der Verbraucher aber 
grobe Fahrlässigkeit, so hat er diese nachzuweisen. Da jedoch viele Unternehmer -
der verschiedensten Branchen - von der Möglichkeit Gebrauch machen, die Haftung 
für leichte Fahrlässigkeit allSZlaschließen. bedeutet dies, daß in den meisten Verbrau­
chergeschäften die Beweislastumkehr des § 1298 ABGB Theorie bleibt Dem um 
Schadenersatz zu bekommen, müßte der Verbraucher grobe Fatvtässigkeit behaup­
ten und - so die herrschende Judikatur - auch beweisen. 

Vergeudete (FreI-)Ze1t 

Der Ersatz immaterieller Schäden ist in österreich sehr zurückhaltend geregelt. Nur in 
den ausdrücklich vorgesehenen Fällen (z.B. Schmerzengeld) wird auch ein immate­
rieller Schaden zugesprochen. Sn ungelöstes Problem stellt daher in der Praxis der 
von Verbrauchern immer wieder reklamierte Ersatz für vergeudete (Frei-)Zeit im Zu­
sammenhang mit Reisebeschwerden und im Zusammenhang mit wiederholtem Ue­
ferverzug - insbesondere im Möbelhandel - dar. 

Die konkreten Mängel, die bei einer Pauschalreise z.B. eine Preisminderung in einem 
gewissen Ausmaß rechtfertigen, stehen oft in keinem Verhältnis dazu, daß durch die 
Mängel und die daraus entstehenden Reklamationen vor Ort der gesamte Erho­
lungswert der Reise gemindert wird. Für den Fall der Nichterfüllung von seiten des 
Reiseveranstalters knapp vor Reiseantritt hat der Verbraucher zwar einen Anspruch 
auf Rückzahlung des Reisepreises, die nunmehr entgangenen Urtaubstage bekom mt 
er aber nicht abgegolten. Dagegen bekommt der Reiseveranstalter - tritt der Verbrau-
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cher knapp vor der Reise zurück - bis zu 85 % des Entgelts als pauschalierten Scha­
denersatz. Dies auch dann,  wenn er die Reise z.8. über eine Restplatzbörse dennoch 

weiterverkaufen kann. 

2.2�7. Werbe-Ärger 

Irreführende Lockangebote 

Abholmärkte für Bektrogeräte oder Möbel. Supermärkte und Einkaufszentren werben 
oft mit besonderen Preisaktionen. Der Hinweis auf mengenmä8ige Beschränkungen 
des Angebotes findet sich in diesen Werbungen oft nur sehr versteckt, bisweilen auch 
überhaupt nicht. So gibt es immer wieder Beschwerden von Verbrauchern. die - in 
Vertrauen auf den besonders günstigen Preise einer bestimmten Ware - den oft wei­
ten Weg zum Händler machen. um dann zu erfatven, daß die besonders günstige 
Ware bereits ausverkauft ist. In vielen dieser Fälle liegt die Vermutung nahe. daß die 
besonders günstige Ware gar nicht in ausreichender Menge vorhanden war. Democh 
ist der Verbraucher in seiner enttäuschten Erwartung schutzlos. Er kann inälVidueil 
gegen diese irreführende Werbung nicht vorgehen. Der konkrete Schaden, den er bei 
Verschulden des Werbenden allenfalls ersetzt bekäme, würde sich in der Regel nur 
auf die Fahrtkosten belaufen. Die entgangene (Frei-)Zeit als immaterieller Schaden ist 
nicht ersatzfähig. 

Gewinnspiele 

Gewimspiele stellen ein besonderes Ärgernis für getäuschte Verbraucher dar. In im­
mer neuen Varianten wird bei Verbrauchern der Bndruc:k erweckt, einen besonders 
wertvollen Preis gewonnen zu haben. Viele Verbraucher bestellen aufgrund dieser 
Mitteilungen Waren aus dem Angebot des Gewinnspiel-Veranstalters. Andere disp0-
nieren privat bereits über den venneintflChen Gewinn. So kommt in manchen Fällen 
zum Ärger auch noch ein konkreter Schaden. 

Telefon- und TeiefaxweI'bung . .� 

Die Telefonwerbung stellt eine besonders grobe Belästigung und Störung der Privats­
phäre dar, wird der Beworbene doch gezwungen, zu dem gemachten Angebot in Ir­
gendeiner Weise sofort Stellung zu neIvnen. Nicht umsonst hat der OGH daher dese 
Form der - unaufgeforderten - Wertulg als sittenwidrig qualifiziert und diese ent­
scheidung auch nach Inkrafttreten des EWR-Ver1rages bestätigt. Dennoch ergibt sich 
aus den Beschwerdefällen der Eindruck, daß diese Fonn der Werbung - insbesonde­
re im Bereich der Finanzdienstleistungen (Versicherungen, Geldanlagen) - immer 
mehr zunimmt 

Neben der Telefonwerbung nimmt auch die Werbung über Telefax zu. Auch wenn 
davon eher Unternehmer betroffen sind, so finden bei Verbrauchern Faxgeräte 
ebenfalls zunehmend Verwendung. Die Rechtssprechung hat aber auch dieser Be­
lästigung in zwei richtungsweisenden Entscheidungen Einhalt geboten. 
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Direct Mailings 

Auch Direct-Mail-Zusendungen stellen eine Quelle des Ärgers für Verbraucher dar. 
Insbesondere die Weitergabe ihrer Daten im Zusarm1enspiel von Versandhäusern. 
Banken md Versicherungen sowie Adre8händlem ist für die Verbraucher zum einen 
nicht 1ransparent und zum anderen in der Regel unerwünscht. 

Die neue Bestinvnung in § 262 Abs 6 GewO hat in diesem Bereich praktisch nicht 
gegriffen. Einerseits wurden die AGB der betroffenen Unternehmen auf <lese Be­
stimnu1g noch kaum adaptiert. andererseits wird schon die - oft kleingedruckte und 
versteckte - Ermächtigungserklärung zur Datenübermittlung von den Verbrauchern 
übertesen. sodaS ein � gedruckter Hinwe:s auf das Untersagungsrecht wohl 
kaum zur Kenntnis genommen wird. 

Werbematerlal-Verteilung 

Die Beilagen bei diversen Rechnungen (z.B. bei der Telefonrechnung) sowie die 
Werbung direkt an der Wohnungstüre führen ebenfalls zu zahlreichen Beschwerden 
von Verbrauchern. Neben der Belästigung und der Störung der Privatsphäre geben 
die Verbraucher insbesondere bei Werbungen über Augblätter und Zeitschriften ver­
stärkt auch Umweltschutzargumente - insbesondere die Venneidung von Müll - als 
Grund für ihre Beschwerden an. 

Zwar haben die Verteilerunternehmungen eine freiwillige Selbstbeschränkung ange­
kündigt und versenden auf Wunsch einen Auftdeber mit der Aufschrift .Bitte kein Re­
klamemateriaI- (mit Registriernummer). Es ist aber festzustellen. daß es immer wie­
der Beschwerden gibt, da selbst diese offiziellen Kleber ignoriert werden. Selbstge­
machte Hinweisschilder. mit denen Verbraucher klar zum Ausdruck bringen, daß sie 
diese M der Werbung ablehnen bzw. verbieten. werden in der Regel ignoriert. Es 
gibt zwar zwischenzeitflCh einige Gerichtsentscheidungen. die besagen. daß die 
HaustürNerbung gegen den erklärten Willen der Bewohner eine Besitzst&ung dar­
stellt. doch fehlt dazu eine eindeutige - höchstgerichtflChe - Judikatur. 

2.2.8. Fehlfunktionen technischer Systeme 

Die Funktionsweise komplizierter technischer Systeme zur Erbringung von Dienstlei­
stungen - wie beim Telefon oder beim elektronischen Zahlungsverkehr - ist dem Ver­
braucher nicht bekannt und wird aus Gründen der .Geheimhaltung zur Vcxbeugung 
von Mißbräuchen auch nicht bekannt gemacht Dies führt dazu. daß der Vertrags­
partner sein eigenes Kontrollorgan ist. Bedenkt man. daß in keinem technischen Sy­
stem Systemfehler auszuschließen sind, daß auch immer wieder Systemfehler be­
kannt werden und daß schließlich auch die sich dieser Einrichtungen bedienenden 
Unternehmen nicht davor gefeit sind, daß Insider kriminell werden, dann wird der von 
Verbrauchern zunehmend geäußerte Wunsch nach Kontrolle von außen verständlich. 

Beispielsweise häufen sich die Beschwerden von Verbrauchern über überhöhte Tele­
fonrechnungen . Wird gegen die Rechnung Einspruch erhoben und eine Überprüfung 
vertangt, dann führt bislang die Post die Prüfung - mittels Amtssachverständigen -
selbst durch. Der Verbraucher hat keine Chance, selbst oder mit einern privaten 
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Sachverständigen die technischen Gutachten des Amtssachverständigen zu überprü­
fen bzw. allfällige Systemfehler aufzuspüren. Aber auch durch die Möglichkeit des 
neuen Femmeldegesetzes, nunmehr eine Entscheidung eines Zivilgerichtes herbeizu­
führen, wird cie Situation des Verbrauchers kaum gebessert. In den AGB der Post 
wird der Femsprechteilneh in die Rolle des Klägers gezwungen. 8ne ähnliche 
Situation tritt auch bei Beschwerden über Mißbräuche Im elek1Jonischen Zahlungs­
verkehr auf. Wem man z.B. Abbuchungen aufgrtA1d von angeblichen Geldbehebun­
gen an Geldausgabeautomaten mittels BankornaIIcarte oder Kreditkarte bes1Jeitet. 
dann wird Öle Über'pr'üfoog der Beschwerde ebenfalls vom Vertragspartner vorge­
nommen. Dessen Befund ist für den Verbraucher bzw. einen von ihm bestellten Pri­
vatgutachter nicht überprüfbar. 

2.3. Soziodemographische Aspekte 

2.3.1 . Nationalitätenbedingte Verbraucherprobleme 

Höhere Schwellenangst 

Der Anteil der Ratsuchenden aus dem Ausland ist mit durchschnittlich 10 % etwas 
kleiner als der Ausländeranteil der Bevölkerung Wiens mit 12,8 %. Dies liegt vennut­
lich an der höheren Schwellenangst und dem geringeren Bekanntheitsgrad von Sera­
tungsmöglichkeiten bei ausländischen Verbrauchern. Keinesfalls jedoch an den ge­
ringeren Problemen dieser Bevölkerungsgruppe. deren Anfragen sogar zu einem ho­
hen Anteil zu einer Weiterbearbeitung übernommen werden, da sich unter ihnen be­
sonders viele Verbraucher mit wenig Potential zur Selbsthilfe befinden. 

Probleme bei Wohnungen, Autos und Krediten 

Die häufigsten Anfragen ausländischer Ratsuchender galten dem Bereich Immobili­
enmakler (25 %). gefolgt vom Sektor Gebrauchtwagenha (20 %). Weitere Anfra­
gen betrafen Geld und Kredite (1 1 %). das allgemeine Konsumentenrecht (9 %) und 
Versicherungsfragen (7 %). Die häufigsten Probleme treten also für ausländische 
Verbraucher im WoIvlbereich, beim Autokauf und bei Kreditangelegenheiten auf. 
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Verteilung der Ratsuchenden nach In- und Ausländer 

o 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 

2.3.2. Altersspezifische Verteilung der Ratsuchenden 

Informationen vor dem Kauf Ist Sache der Älteren 

Grundsätzlich ist die Bereitschaft. sich vor dem Kauf eines Produktes oder der Inan­
spruchnahme einer Dienstleistung zu informieren, bei älteren Verbrauchern höher als 
bei jüngeren. Ältere Verbraucher mit einem Alter von über 50 Jahren sind überdurch­
schnittlich stark vertreten bei Problemen im Zusammenhang mit Werbefatvten 
(35 %), Zeitschriftenabonnements (28 %) und bei Anfragen über den Einbau von Hei­
zungen (26 %).Im Durchschnitt liegt der Anteil der über SOjährigen Ratsuchenden bei 
13 %. 

Jüngere Verbraucher haben vor allem Wohnprobleme 

Im statistischen Durchschnitt machen jüngere Ratsuchende unter 30 Jahren im Zu­
sanvnenhang mit allgemeinen Konsumentenrechtsfragen 43 % aus. In erster Unie 
haben sie Probleme mit Wohnungen. So überwiegen Anfragen jüngerer Verbraucher 
bezügrlch Immobilienmaklern (56 %) und Wohnrecht (54 %). Häufige Anfragen gibt es 
weiters bezüglich Gebrauchtwagen (70 %), FrtneBcenter (63 %), Femschulen (66 %) 
und Computer (61 %). 

Probleme bel der Partnersuche 

Jüngere Verbraucher haben auch verstärkt Probleme bei der Partnersuche. Die An­
fragen bezüglich Partnervermittlem machen 62 % aus. Um einen Partner zu finden, 
werden in der Regel Honorare von rund ÖS 20.000,-- bezahlt. Häufig entsprechen die 
Partnervorschläge nicht den Erwartungen, was dann zum Aufsuchen des Konsument­
Beratungszentrums führt. In vielen Fällen bestehen jedoch keine rechtlichen Möglich­
keiten einzuschreiten. 
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Altersspezifische Verbraucherprobleme in der Rechtsberatung 

50 
45 
40 
as 
Je) +----+-----t---� a� "''' • JB :1. 

.WohIwdIl 
Z5 +----+-----t---� D� 
20 

+----+-----t---� DVeeId •• p' 
.GeId .... � 

15 
10 
5 
0 

l1li 20  40 .. 50 ... ., 

2.3.3. Geschlechtspezifische Verteilung der Ratsuchenden 

Die Verteilung zwischen weiblichen und männlichen Ratsuchenden ist sowohl in der 
Rechts- wie auch in der Produktberatung im wesentlichen ausgewogen. Wenig über­
raschend ist. daß die Beratung zu Audio und Video sowie Solarenergie von männli­
chen Ratsuchenden dominiert ist. während Beratung zu Haushaltsgeräten, Chemie 
im Haushalt und Textilien überwiegend von Frauen in Anspruch genommen wurde. 

Geschäft mit der Schönheit floIIen 

Vor allem Frauen - in der Hoffnung, mühelos schlank zu werden bzw. das Aussehen 
durch sporUiche Betätigung und/oder kosmetische Behandlungen zu verbessern -
werden oft zu unbedachten Entscheidungen überredet Schlankheitsinstitute verfüh­
ren immer wieder mit vielversprechenden Werbeaussagen zu Behandlungen, deren 
Kosten bei einigen tausend Schilling Hegen und zum Teil nach der Höhe der ge­
wünschten Gewichtsreduktion gesIaffeIt sind. Abgesehen von den Kosten sind die 
gesundheitlichen Auswirkungen der angebotenen Behandlungen zumindest umstrit­
ten. Selbst bei Vorlegen von ärzdichen Attesten, daß die Behandlung aus gesund­
heitliche Gründen abzubrechen sei, haben Verbraucherimen ohne Unterstützung von 
HAnm maseh*::nt1JII1OE!Ifl bzw. Inanspruchnahme gerichtflCher Hilfe oftmals Probleme, 
aus den vertraglichen VerptrlChtungen entlassen zu werden. 

ZInsenbelastungen Im Versandhandel 

Auch die Möglichkeit, Waren ohne Bonitätsprüfung auf Ratenzahlungen zu bestellen, 
lockt vermehrt weibliche Verbraucher. Die Werbestrategen der Versandhäuser zielen 
offensichtlich auch auf Bezieherinnen niedrigerer Einkommen und sprechen mit Ge­
winnspielen und Preisausschreiben mit "Traumgewinnen" gerade diese Klienten be­
sonders an. Die Beratungserfahrung des VKI zeigt, daß in der Regel Güter des tägli­
chen Bedarfs (Haushaltswaren, Textilien, Kinderbekleidung oder Spielzeug) bestellt 
werden. Die Nachteile des Versandhandels treffen Frauen stärker als Männer. 
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Der Mann ist für das Auto zuständig 

Eine Häufung männlicher Verbraucheranfragen zeigt sich vor allem bei Anfragen zum 
Kfz-Bereich, wo der höchste Anteil männlicher AaIsuchender mit 69 % aller Anfragen 
festzustellen ist. Dieser hohe Anteil dürfte wohl auf die roUenspezifisch ZllSIändigkeit 
des Mamas für das Auto zurückzuführen sein. 
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G esch lechtsspezifische Verteilung über Branchen im 
allgemeinen Konsumentenrecht 
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2.4. Umweltaspekte 

2.4.1 . Erneuerbare Energieträger 

40 % des Endenergieeinsatzes entfällt auf die Bereitstellung von Raumwänne ood 
Wannwasser. Zwei Drittel davon stammen aus fossilen Energiequellen - auch wenn 
österreich mit einer M"dlion installierter Kollektorßächen. über 200 Biomasse­
Nahwärmenetzen und 15.000 Hackschnitzelheizungen weltweit mit der Nutzung er­
neuerbarer Energieträger im Spitzenfeld liegt Das Hauptaugenmerk muB also auch 
in Zukunft auf Energieeinsparung und passive Sonnenenergienutzung gelegt werden. 

Einige Bundesländer haben bereits durch eine erweiterte Wohnbauförderung für 
Niedrigenergiehäuser günstige Ralvnenbedingungen geschaffen. Bei geringen Mehr­
kosten kann der Energieeinsatz für Raumwänne auf 30 bis 70 kWh/m2 pro Jahr 
(gegenüber etwa 100 kWh/m2 pro Jahr) gesenkt werden. Während die solare Warm­
wasserbereitung in Enfamilienhäusern bereits weite Verbreitung gefunden hat. ist die 
Anwendung in Mehrfamilien-Wohngebäuden und im verdichteten Flachbau bzw. 
Siedlungsbau noch mit einer Reihe von Hemmnissen verbunden. Potentielle Investo­
ren und Betreiber haben Zweifel an der Funktionstüchtigkeit. hinsichtlich des War­
tungsaufwandes, bei der Auslegung oder bei der von der Anlage zu liefernden Wär­
memenge. Betriebsdaten und Betriebserfahrungen mit größeren SolaranJagen im 
Siedlungsbau zeigen jedoch, daß - unter bestimmten Rahmenbedingungen - ein so­
wohl effizienter als auch ein wir1schaftIicher Betrieb von GroßanIagen mögfich ist. 

Während das allgemeine Preisniveau seit 1979 (1 . Boom der SoIartechnologie) um 
72 % gestiegen ist, haben sich die Investitionskosten einer Solaranlage nur um etwa 
36 % erhöht. Dies macht eine Solaranlage heute relativ leichter erschwinglich. Gleich­
zeitig sind aber auch die konventionellen Energieträger Heizöl (39 %), Gas (41 %) 
und Strom (51 %) real billiger geworden. Diese Entwicktung und die star1<e Steigerung 
der Effizienz bei konventionellen Wännesystemen (was durchaus erstrebenswert ist) 
tragen dazu bei, daß sich da Amortisationszeen von Energiesystemen auf Basis 
emeuerbarer Energieträger (trotz Förderung) nicht in dem Maße verringert haben, wie 
es wünschenswert wäre. 

2.4.2. Förderung energiebewußten Bauens 

Der k-Wert (Maß für den Wärmedurchgang durch einen Gebäudeteil), der in den 
Bauordnungen festgelegt wird, war lange Zeit das einzige Instrument. das mehr oder 
weniger energiebewußtes Bauen förderte. Als erstes wagte Vorarlberg Ende der 
achziger Jahre eine RefoRn der Wohnbauförderung. Damit wurde dieses äußerst 
wirksame Förderungsinstrument (österreichweit werden Wohnbau- und Sanierungs­
projekte mit jährlich über 20 Mrd. Schilling gefördert) in den Dienst der Energieeinspa­
rung gestellt. Auch in Salzburg, Wien, Oberösterreich und der Steiermark wird die 
Errichtung von Gebäuden mit niedrigen Energiekennzahlen (zum Teil auch der Ein­
satz effizienter Heizsysteme) mittlerweile über erhöhte Förderungszuschläge belohnt. 
Nach langen Verhandlungen ist nun die Art. 1 5a B-VG-Vereinbarung zwischen Bund 
und Bundesländern "über die Einsparung von Energie" in Kraft getreten. Da sie neue 
Mindestanforderungen an den Wärmeschutz von Gebäudeteilen enthält, sind nun d ie  
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meisten Bundesländer aufgefordert, ihre Bauordnungen zu novellieren . Allerdings 
stellen die in der Art 1 5a B-VG-Vereinbarung festgelegten k-Wert-Obergrenzen nicht 
mehr den Stand der Technik dar. 

Die energetische Bewertung eines Gebäudes aufgrund der k-Werte seiner 8nze1bau­
teile sollte in naher ZUkunft jedoch sowieso durch eine gesamtenergetische Bewer­
tung der Gebäudehf.le durch Energiekennzahlen ersetzt werden. Die ÖNORM B 
81 1 0-1 (.WärmescfUz im Hochbau - Anforderungen an den Wänneschutz und 
Nachweisverfatven' hat bereits dahingehend eine Überarbeitung erfahren. Sie stellt 
nun nicht mehr thermische Anforderungen an die Enzelbauteile, sondern an die ge­
samte Gebäudehülle. 

Während in Tirol, Niederö5terreich und Kärnten noch kein Fördennodell zur Anwen­
dung kommt, das einen Anreiz für eine solche Niedrigenergiebauweise schafft, gibt es 
in Vorar1berg, Steiermark, Salzburg, Oberösterreich und Wien erhöhte Wohnbauför­
derung für energiesparende Bauweisen. Burgenland verbindet eine Zusatzförderung 
mit einem verschärften k-Wert-Satz. 8n neues Modell auf der Basis von Energie­
kennzahlen ist in Ausarbeitung. 

2.4.3. Verbraucher und Umwelt 

2.4.3.1. entwicklung des Umweltbewußtseins 

Die seit August 1993 kontinuierlich von der Kommunikationsagentur Synerga und 
dem Institut für empirische Sozialforschung (IFES) durchgeführten Untersuchungen 
zum Umweitbewußtsein in österreich ergaben im Laufe der Jahre einige Verände­
rungen: 

• Im März 1 994 konnte mit 33 % der höchste Anteil an .BereitwilligenC festgestellt 
werden. Im Oktober 1994 waren es hingegen nur mehr 24 %. 

Die .Bereitwill"egen- sind besonders umweltsensibilisiert und bereit, zur lDsung der 
Umweltprobleme einen Beitrag - auch einen finanziellen - zu leisten. Der Aufwand 
bei UmweltaktivitälBn und die Höhe finanzieller Beträge muß sich natürlich in ge­
wissen Grenzen halten. Bei der Produktauswahl achten die ,.Bereitwilligenc vielfach 
auf ökologische Aspekte - mitunter jedoch auch nur auf Werbeaussagen von Rr­
men, da andere Informationen oft nicht zur Verfügung stehen. Dennoch handelt es 
sich um eine eher kritische Gruppe, bei der Produktdektarationen und Informatio­
nen von Umwelt- bzw. Konsumentenschutzorganisationen beim Kaufverhalten ei­
nen hohen Stellenwert genießen. Auch das L..eseverhalten läßt auf ein fundiertes 
Informationsbedürfnis schließen. 

• Die Gruppe der "Inaktiven" vergrößerte sich von 47 % im März 1 994 auf 55 % im 
Oktober 1 994. 

Die "Inaktiven" sind sich Z\Nar der Umweltprobteme bewußt, wollen aber kaum 
Geld für deren Lösung ausgeben , noch sonst viel dazu beitragen, sofern es mit 
Aufwand verbunden ist. Umweltaspekte - so geben die Angehörigen dieser Gruppe 
an - werden beim Kauf von Produ kten zwar berücksichtigt, doch dürfte dies nur 
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dann der Fall sein, wenn es leicht möglich und nicht mit höheren Kosten verbunden 
ist Hier haben wir es scheinbar mit dem .typischen Österreicher" zu tun, der die 
Gefahr erkennt. aber nur langsam zum Handeln bewegt werden kann. Mög&cher­
weise deshalb, da er vorerst einmal hofft. daß die .,anderen- etwas tun werden. 

• Sowohl bei der Gruppe der .Unbekümmerten" als auch bei den .skeptikern" 
konnten nur unwesenUiche Verschiebungen festgestellt werden. 

Die .Unbekünvnerten- haben Vertrauen in eine ZUkunft. in der sich die Umwelt­
probleme von selbst lösen oder zumindest mittels entsprechender tecttlischer 
Möglichkeiten lösen lassen werden. Trotz ihrer Unbekümmertheit und teilweise 
auch Uninteressiertheit versuchen sie zumindest einen kleinen Beitrag zum Um­
weltschutz zu leisten. Bei der Produktauswahl achten sie allerdings von allen 
Gruppen am wenigsten auf Umweltaspekte. 

Die .Skeptiker" sind etwas umweltbewußter als die "Unbekümmerten", aber in je­
der Beziehung skeptisch gegenüber den gesetzten Umweltschutzmaßnahmen, ge­
genüber umweltbezogenen Werbeaussagen, ja letztendlich gegenüber ihrem eige­
nen Beitrag zum Umweltschutz, den sie durchaus in einem gewissen Rahmen lei­
sten. Sie halten den Aufwand im Zusammenhang mit Umweltschutzmaßnahmen 
für nicht mehr zumutbar und glauben, daß sie selbst bereits genug für die Umwelt 
tun. 
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Es ist offensichtl ich, daß eine gewisse Oko-Lethargie vorherrscht, die jedoch mögli­
cherweise vor einer Trendwende steht So vertritt der deutsche Trendforscher 
Matthias Horx die Meinung, daß das momentane Tief für emstgenommene Ökologie 
durch eine Reäkologisierung abgelöst wird. Oie Verbraucher werden aus her le­
thargie erwachen, verstärkt nach ökologischen Grundsätzen konsumieren und mehr 
Transparenz seitens der Untemetvnen fordern. Erste Anzeichen für eine solche 
Trendwende gibt es bereits. 

2.4.3.2. Das österreIchische Urnweltzelchen 

Der Aufwär1strend des nach strengen Kriterien vergebenen österreichischen Umwelt­
zeichens hat 3.uch 1995 angehalten. Zu den seit 1 � ausgearbeiteten Richlfielie., 
sind seit Beginn des Berichtjahres folgende neuen Produktgruppen hinzu gekommen: 

• Schadstoffarme Druckerzeugnisse 
• Kompostierbare Papiersäcke für biogene Abfälle 
• Mehrweggebinde für Getränke und andere flüssige Lebensmittel 
• Umweltorientierte Fahrausweise 
• Standortgebundene Holzspielgeräte für den Außenbereich 
• Kompostierbare Blumenarrangements und Trauergebinde für den Friedhofsbereich 
• Reinigungsmittel 

Die Richtlinie für Küchenrollen wurde noch 1995 ausgearbeitet und wird im Feber 
1 996 dem UZ-Beirat zum Beschluß vorgelegt Damit stehen dann Kriterienka1aloge 
für insgesamt 31 verschiedene Produktgruppen als Basis für die Umweltzeichen­
vergabe zur Verfügung. 
ErfreuflChes gibt es auch bezüglich der Umweltzeichenprodukte zu berichten. Das 
steigende Herstellerinteresse am Umweltgütesiegel läßt sich in beeindruckender Wei­
se am Zuwachs ablesen. Oie Anzahl der ausgezeichneten Produkte hat sich - bezo­
gen auf das Vorjahr - nahezu verdoppelt und ist per Ende 1 995  auf 71 angestiegen. 

Damit ist es dem umweltbewuBten Verbraucher bereits zum jetzigen Zeitpunkt mög­
lich, sich in einigen wichtigen Segmenten beim 8nkauf mittels des Umweltzeichens 
für umweltgerechtere ProduktaItemati zu entscheiden. Um den SteUenwert des 
Umweltzeichens sukzessive zu verbessern ood damit auch das Verbraucherverhaen 
günstig zu beeinflussen. bedarf es weiterer t.mfassender und kontinuierfteher Kom­
munikationsmaßnahmen. 

2.4.3.3. Das Umweltlnfonnatlonsgesetz 

Das Umweltinformationsgesetz (UIG) verpflichtet Behörden, Auskunft über die Um­
weltdaten heimischer Betriebe zu geben. Betriebe, die ihre Emission messen müs­
sen, sind wiederum verpflichtet, die Ergebnisse in verständlicher Form an einer all­
gemein zugänglichen Stelle bekannt zu machen, beispielsweise am Fabrikstor. In 
ähnlicher Form muß über die Gefahren von Störtällen informiert werden. 

Eine Studie des Umweltministeriums zeigt auf, daß nur ein Drittel der Umweltverwal­
tungssteIlen Anfragen zum UIG beantworten mußten. Die insgesamt 1 56 Informati­
onsbegehren stammen allerdings nicht von Bürgerinitiativen und sonstigen Umwelt­
gruppen, sondern in erster Unie von betroffenen Einzelpersonen. Die Gründe dafür 
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sind einerseits im geringen Bekanntheitsgrad dieses Gesetzes, andererseits in seiner 
Handhabung begründet Wie bereits im .Bericht zur Lage der Verbraucher 1994-
ausgeführt. werden aktuelle und brisante Infonnationen mit der Begründung z:OOick­
gehalten, daß es sich um geheimhaltungsbedürftige Betriebs- und Geschäftsgeheim­
nisse handelt Viele Betriebe konmen ihrer Verpffachtung, Enissionsdaten bekart zu 
geben, erst gar nicht nach. Vor aDem kleineren Unternehmen ist das UIG überhaupt 
nicht bekannt 

2.4.3A. Umweltmeclzlnlsche Beratung 

Einen Einblick in die UmweIIprobIeme der Bevölkerung geben die Anfragen beim In­
stitut für UmweltJne(izin der Stadt Wien. Seit Begim der Tätigkeit dieser Eirvichtung 
(1 . Mai 1 993) bis 30. April 1995 wurden 139 Beratungen tI1d 86 l..oka1augensc:heine 
durchgefütvt sowie 63 Gutachten erstellt. Besonders sensibißsiert für Umweltproble­
me sind die 30- bis 4O-jährigen bzw. Frauen. Unter den Beratungssuchenden befan­
den sich drei mal so viele Frauen als Männer. 

Spitzenreiter bei den Beratungsanliegen sind Geruch (26,6 %), Schimmel (21 ,6 %), 
Wohngifte und L.änn (jeweils 1 5,1 %). Staub betreffen nur 5,8 % aller Beratungsfälle . 

Spektrum der Bera�ngsanllegen 

Umweltmedizinische Betatungsan/iegen 
Quelle: Statistik des Institut fDr Uri1weItmedizin der stadt Wien 

. . . .. -. . : "  ." ' .  : . .  ,. ,-
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3. Förderung der Rechtsdurchsetzung und Rechts­
entwicklung durch Verbandsklagen und Muster­
prozesse 

Die Rechtsvorschriften zum Schutz der Verbraucher sind abhängig von ihrer Durch­
setzoog. Deshalb fördert das Btmdesministerim für Gesundheit und Konsumenten­
schutz die Rechtsdll'Chsetzung und auch die Rechtsentwicklung auf dem Gebiet des 
Verbraucherrecht In Fonn der Klagstätigkeit des VKJ. Im Auftrag des Ministeriums 
führt dese Organisation selektiv Musterprozesse durch und bekämpft gesetz- bzw. 
sittenwidrige Geschäftsbedingungen mit Verbandsldagen. 

3.1 . Die Klagstätigkeit des VKI in Auftrag des Bundesmini­

steriums für Gesundheit und Konsumentenschutz 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz beauftragte den VKI 
erstmals im September 1 992, in Wahrnehmung der Klagslegitimation gemäß § 29 des 
Konsumentenschutzgesetzes (KSchG) mit Verbandsklage vorzugehen, um grobe 
Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften beziehungsweise die guten Sitten in Allge­
meinen Geschäftsbedingungen abzustellen. Weiters wurde der VKI beauftragt. in 
sorgfältig ausgewählten Fällen Musterprozesse, bei denen die Ausfallhaftung für 
Prozeßkosten übernommen wird, zu führen. 

Seither hat der VKJ zahlreiche Musterprozesse und Verbandsklagen anhängig ge­
macht; Ende 1995 waren 1 1  Verbandsklagen und 70 Individualklagen (Musterpro­
zesse in Ausfallhaftung) anhängig. Auch im Berichtszeitraum (1 .10.1994 bis 
30.9.1995) konnten wiederum einige interessante Verfahren erfolgreich abgeschlos­
sen werden. 

3.2. Verbandsklagen 

.Klelngedrucktes'" 

Unternehmer bedienen sich im Verkehr mit Verbrauchern in den verschiedensten 
Branchen zur Festiegung der Vertragsbeziehugen vorformulierter Allgemeiner Ge­
schäftsbedingungen (AGB), die - im Hinblick auf deren drucktechnische Gestaltung -
umgangssprachlich nicht zu Unrecht als .das Kleingedruckte- bezeichnet werden. 
Diese Bedingungen werden nicht von zwei wirtschaftlich gleich starken Partnern aus­
gehandelt, sondern vielmehr vom in der Regel wirtschaftlich stärkeren Unternehmer 
den Verbrauchern diktiert. Auf die Gestaltung der Geschäftsbedingungen haben die 
Verbraucher in der Praxis keinerlei Einfluß. Die Unternehmer versuchen in den AGB 
regelmäßig, ihre Rechtsposition bestmöglich abzusichern, die Interessen der Ver­
braucher bleiben dabei nur allzuoft auf der Strecke. 

Der Gesetzgeber hat dieser quasi "privatautonomen Rechtssetzung" durch Unter­
nehmer vor allem mit dem Konsumentenschutzgesetz Grenzen gesetzt. Nicht jede in 
den Geschäftsbedingungen vorgesehene Regelung ist daher rechtlich auch zulässig. 
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So kann etwa die Gewährleistung im Verbrauchergeschäft n icht ausgeschlossen und 
nur geringfügig beschränkt werden. Auch die Pflicht zu Schadenersatz darf bei Vor­
satz oder grober Fahrlässigkeit nicht ausgeschlossen werden. Den gesetzlichen Be­
stimmungen widersprechende Klauseln sind unzulässig und - im Einzelvertrag - un­
wirksam. 

Verbandsklagsbefugnis 

Die einzelnen Verbraucher verfügen in den a1lenneisten Fällen nicht über die not­
wendige Rechtskemlnis, U1l allfällige gesetzwidrige Klauseln in den AGB zu erken­
nen. Daher hat der Gesetzgeber vorgesehen, daß bestimmte Interessenverbände -
unter anderem eben der VKI - berechtigt sind, gegen gesetz- oder sittenwidrige Be­
stimmungen in den AGC vorzugehen. Im Zuge einer Verbandsklage können die 
klagslegitimierten Verbände auf Unterlassung der Verwendung bestimmter als ge­
setz- oder sittenwidrig inkriminierter Klauseln klagen und - zur Information der Öffent­
lichkeit - auch eine Urteilsveröffentlichung begehren. 

Präventiver Konsumentenschutz 

Die Verbandsklage ist damit ein wesentliches Instrument des präventiven Konsumen­
tenschutzes. Neben der unmittelbaren Konsequenz. daß der konkret beklagte Unter­
nehmer seine Geschäftsbedingungen gesetzeskonfonn umgestalten muß, wirkt die 
Möglichkeit der Verbandsklage auch über den Einzelfall hinaus, gewissennaßen als 
.Rute im Fenster-: Jeder Unternehmer muß damit rechnen, im Falle gesetz- oder sit­
tenwidriger Geschäftsbedingungen vom VKI belangt zu werden. 

Die Verbandsklagstätigkeit hat auch bereits in verschiedenen Branchen - über öae 
Einzelfälle hinaus - Unternehmer dazu gebracht. ihre AGB zu durchfotsten und ge­
setzeskonfonn atmaändem. Auch Branchenvertreter traten an den VKI heran, um 
Kritikpunkte zu erörtern und Änderungen ztlZ1lSagen. Es bleibt narunlch zu kontrollier­
ten, ob die zugesagten Verbesserungen auch tatsächlich realisiert werden. 

Im Zuge der Verbandsldagstätigkeit des VKI konnten im Jahr 1995 wiederum zahlrei­
che Verfahren durch .submissionsvergleiche-, in denen sich der Unternehmer nach 
der Klage zur Unter1assung verpflichtet und die Kosten des Verfahrens trägt. beendet 
werden. Damit konnte eine Vielzahl gesetzwidriger Klauseln aus den AGB von Unter­
nehmen der verschiedensten Branchen vom Markt el"miniert werden 

Alle Prozesse gewonnen 

Im Berichtszeitraum konnten insgesamt 1 7  Verbandsklagen erfolgreich beendet wer­
den. In vier Fällen konnten rechtskräftige Sachentscheidungen im Hauptverfahren 
durch die Gerichte erwirkt werden. In sechs Fällen ergingen rechtskräftige einstweili­
ge Verfügungen. Im Uchte dieser Entscheidungen waren alle Unternehmer zu Sub­
missionsvergleichen bereit Kein einziges Verfahren wurde ver1oren. 
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Beispielfälle zu § 9 KSchG: 
AusschlÜsse: 

I Bei otdnungsgemä8 getiigfsn Mängeln beschtänken sich die Gewähtteistungs 
sprüche des Käufets zunächst auf ein Nachbessetungsrecht. 

Alle weitergehenden GewährIeistungs-, Schadenersatz- und sonstige Ansprüche des 
Verbrauchers werden einvemehmIich ausgeschlossen, sofern der Schaden nicht wm 
Untemehmer oder seinen Mitarbeitem VOtSiitzIich oder grob faIutässig verschtkIst 
wurde. 

Das Fahrzeug wurde vom Käufer eingehend besichtigt, geprüft und probegefahren 
und verzichtet dieser daraufhin ausdrückflCh auf jede Gewährleistung einschließlich 
für verborgene Mängel. 

I Verschleißteile sind von der Gewährleistung ausgenommen. 

Rügepflicht: 

Sichtbare Mängel müssen unverzüglich nach Feststellung, spätestens aber 10 Tage 
nach Übernahme der Ware, durch den Kunden schriftlich angezeigt worden sein. 

Der Verbraucher ist verpflichtet. Öle geliefette Ware sofott hinsichtlich Quafdät fIJd 
Menge zu untetSUChen und a11fäiiige Mängel unverzüglich schriftflCh anzuzeigen. 

Eristyerkürzungeo: 

Der Käufer ist verpfflChtet, Öle Ware bei Übernahme sorgfältig zu prüfen. Die Gel­
tendmachung von offensichtJiche Mängeln kann nur innerhalb einer AusschJußftist 
von 14 Tagen (bei offensichtliche Transportschäden von 6 Tagen) schriftfICh gegen­
über der Vetkäuferin erfolgen. 

BeIspielfälle zu § 6 Abs. 1 Z9 KSchG: 

sind ausgeschlossen. 

Im Falle der Absage, Verschiebung bzw. Programmänderung werden keine wie im­
mer gearteten Spesen (Hotel, Anfahrtskosten, ete.) ersetzt. 

Eine Haftung für allfällige gesundheitliche Folgen der Behandlung wird ausgeschlos­
sen. 

Schadenersatzpflichtig sind wir in jedem Fa/I nur bis zur Höhe des Betrages, der für 
die Ware in Rechnung gestellt wird. 
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Für Schäden, welche bei der Montage bauseits gelieferter Ware entstehen, haften wir 
nur im Rahmen soweit diese durch unsere Versicherung gedeckt sind. 

Eine Haftung für Kötperschäden, die sich der Teilnehmer beim Training zuzieht, Ist 
ausgeschlossen. 

Beispielfälle zu § 6 Abs. 1 KSchG: 

Recht zur Aufrecbnuog: 

lAllfällige GegentorrJeroogen des BesteHers können nicht aufgerechnet werden. 

5,le ordnungsgemäß durchgeführte Mängelrüge berechtigt den Auftraggeber nicht, 
den Kaufpreis oder einen Teil desselben zurückzubehalten. 

Nachfrist 

Gerät einer der Vertragsteile im Hinblick auf den Uefertennin in Verzug, so ist ihm 
eine angemessene Nachfrist von mindestens 8 Wochen zu setzen. 

Erst durch die Auftragsbestätigung des Auftragsnehmers gilt der Vertrag als zustande 
gekommen. Der Auftraggeber ist an seinen Auftrag 1 Monat gebunden. 

Prejsglejtklauseln: 

Treten nach GeschällsabschluB unmittelbar oder mittelbar Anderungen des Kosten­
gefüges ein, sind wir zu entsprechender Preisberichtigung berechtigt. 

Leislungsäoderuogsyorbebalte,: I� der Öffoongszeiten bzw. unseres Leistungsangebo behalten wir cns 

Anerkenntnis: 

Das Abonnement kam bis 4 Wochen vor Ablauf des Abo-ZeItraomes problemlos 
schriftlich gekündigt werden. Erhalten wir keine Nachricht von Ihnen, vetlängert sich 
Ihr Abonnement automatisch um ein weiteres Jahr zum jeweils gültigen Vorzugspreis 
für Abonnenten, 

Mustersendungen zur Ansicht oder zur Auswahl gelten als verkauft und angenom­
men, wenn nicht innetha/b 4 Wochen fracht- oder portofreie Rücksendung erfolgt. 
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Formvorschriften: 

I Die Stomierung muß mittels eingeschriebenen 8def etfoIgen. 

Belsplelfälle zu § 10 Abs. 3 KSchG: 

I Mündliche Nebenabreden, auch wem solche bestanden oder gemacht WlftIen. ha­
_ ben keine Gültigkeit 

Belsplelfälle zu § 13 KSchG: 
Zahlungsyerzug: 

Bei Zahlung in Teilbeträgen wird der gesamte Restbetrag fällig, wenn die Kmdin mit 
einer Zahlung länger als 14 Tage in Rückstand kommt. 

o in oz '95 anhlngig gemacht 
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3.3. Ausfallhaftungen 

Prozeßkostenrlslko 

Die Rechtsberatung des VKI - sowohl im Konsument-Beratungszentrum in Wien, als 
auch in den landestellen -, sowie das Bundesministerium für Gesundheit und Kon­
sumentenschutz werden mit zahlreichen Rechtsproblemen konfrontiert, die Verbrau­
cher mit Unternehmen haben. Auch wenn die Verbraucher im Recht sind, erschwert 
das Prozeßkostenrisiko oft die Durchsetzung der Rechtsanspruche. Bedenkt man ,  
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daß das Kostenrisiko eines Gerichtsverfahrens beispielsweise um die Rückerstattung 
des Kaufpreises für ein typisches Konsumgut des täglichen Bedarfes (Streitwert rund 
öS 1 .000,-) ein Zehn- bis Zwanzigfaches dieses Betrages ausmachen kam, dam 
versteht man.. weshalb Verbraucher sehr oft die Durchsetzung ihrer Rechte bei Ge­
richt scheuen. Damit bleiben die Schutzbestimmungen des Gesetzgebers aber oft nur 
Theorie. Dazu kommt, daß bei Streitigkeiten bis zu öS 50.000,- auch bei gruncle­
genden Rechtsproblemen ein Rechtszug zum Obersten Gerichtshof (OGH) ver­
schlossen bleibt 

Für ein Aufzeigen von Regelungslücken, für eine Verbesserung bestehender Gesetze 
und für den Ausbau des Konsumentenschutzes ist jedoch eine lebenäage Redllspre­
chung unerläBlich. Deshalb unterstützt der VKI auch in individuellen Streitigkeiten 
zwischen Verbrauchern und Unternehmern die Verbraucherrechte durch Übernahme 
der Ausfallhaftung für Prozeßkosten. In einigen Fällen können gemäß einer Bestim­
mung in den Zivilverfahrensgesetzen (§ 55 Abs 4 JN) Verbraucher ihre Ansprüche auf 
Geldersatz auch dem VKI abtreten, was zur Folge hat, daß dann ein Rechtszug zum 
OGH möglich ist. 

Die Musterprozesse des VKI in Individualrechtssachen wirken aber auch über den 
Einzelfall hinaus, indem die Rechtssprechung zu wichtigen Fragen des Verbraucher­
rechts weiterentwickelt wird und Musterurteile auch für andere gleichgelagerte Fälle 
zur Lösung herangezogen werden können. 

Hier einige Beispiele für Entscheidungen aus dem Berichtszeitraum: 

• Verlust der Bankomatkarte 
Einem Bankkunden war, als er den Verlust seiner Bankomatkarte seiner kontofüh­
renden Bank mitteilte, von einem Angestellten der Bank mitgeteilt worden. daß - so 
der PIN-Code nicht mitgestohlen oder beim Eintippen ausgespäht worden sei -
.,nach menschlichem Ermessen (auch ohne Sperre) nichts passieren" könne. Der 
Kunde verzichtete darautin auf die Vornahme einer - kostenpftichtigen (öS 500,-) 
- Sperre seiner Karte. In der Folge gelang es unbekannten Tatem dennoch, 
öS 80.000,- mittels der gestohlenen Karte unter Verwendung des - wie immer 
ermittelten - PIN� zu beheben. Die Bank belastete jedoch damit ihren Kun­
den. Dieser klagte mit Hilfe des VKI auf Schadenersatz. 

Im ProzeB argumentierte Öle Bank zum einen damit, daß der PIN-Code einer Ban­
komatkarte - so der Code nicht beim Diebstahl mitgestohlen oder beim 8ntippen 
ausgespäht werde - nicht ermittelt werden könne und daher kein Schaden eintreten 
könne. Das Gericht ging dagegen davon aus, daß es durchaus mehrere Möglich­
keiten der Ausspähung des PIN-Codes gäbe. Allein die von der GABE (nunmehr. 
Europay) getroffene "Sonderregelung für Schadensfälle", die einen Reservefond 
für Schäden aus mißbräuchlicher Verwendung von Bankomatkarten vorsieht, zei­
ge, daß die mißbräuchliche Verwendung einer gestohlenen Bankomatkarte durch­
aus möglich sei. Die Auskunft der Bank sei somit objektiv falsch gewesen und dies 
stelle eine leichte Fahrlässigkeit dar. 

Oie Bank wollte sich jedoch unter Hinweis auf Punkt 33 Abs. 2 Allgemeine Ge­
schäftsbedingungen der Kreditunternehmungen der Haftung entziehen. Dort werde 
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die Haftung der Bank tür leicht fahrlässige Fehler ausgeschlossen. Doch auch in 
diesem Punkt spielte das Gericht nicht mit: Oie Kundenrichtlinien tür die Benützung 

der Geldausgabeautomaten sehen vor, daß die Bank sehr wohl für nachgewiese­
nes Verschulden - ohne Einschränkung - hafte. Dieser Widerspruch zwischen AGB 
und KundenrichUinien gehe aber gemäß § 91 � ABGB zu lasten der Bank und die­
se sei daher auch für leichte Fahrlässigkeit haftbar. Die Bank erhob außerordentti­
che Revision gegen das Urteil. Diese wurde vom OGH mit einem ..zweizeiler- zu­
rückgewiesen. Das Urteil ist aJso rechtskräftig. 

• Unwirksamkeit eines Magnetfeld-Therap;egerätes 
Eine Verbraucherin erwarb ein Magnetfeld-Therapiegerät Da ihr in der Folge Be­
denken bezügflCh der Wuksamkeit des Gerätes kamen. ließ sie das Gerät durch 
den VKI untersuchen. Dabei wurde festgestellt. daß das Gerät keine nachweisbare 
Wirkung hat. In der Folge hat die Verbraucherin den Kaufpreis nicht bezahlt und 
Irrtum, Gewährleistung sowie Verkürzung über die Hälfte geltend gemacht. Die ge­
nannte Firma hat dennoch die Klage auf Zahlung des Kaufpreises eingebracht. 
Das Verfahren wurde - aufgrund eines überzeugenden Sachverständigengutach­
tens - in erster Instanz rechtskräftig gewonnen. 

• Rücktritt von einem Computer-Kurs 
Ein Lehrer ließ sich durch einen Vertreter dazu überreden, einen .Computer-Kurs" 
zum Gesamtpreis von immerhin rund 27.000,- Schilling zu buchen. Acht Tage 
nach seiner Unterschrift wollte er - nach nun reiflicher Überlegung - vom Vertrag 
zurucktreren. Das Unternehmen zeigte sich jedoch unerbitttich: Die Wochen-Frist 
für einen Rückbitt gemäß § 3 KSchG sei bereits abgelaufen. In der - vom Gesetz­
geber vorgesehenen - Belehrung über das Rücktrittsrecht waren jedoch einige 
Fehler enthaJten: So wurde vorgeschrieben, das der Rücktritt mit .eingeschrie­
benem Brief' zu erfolgen habe und überdies würde die Einschreibegebühr von 
ÖS 2.000,- keinesfalls rückerstattet Damit würde aber das kostenlose Rücktritts­
recht in der Praxis setv wohl Kosten verursachen und überdies stellt die Fonnvor­
schrift des .Einschreibens- eine gesetzlich unwirksame Bedingung für die WIfk­
samkeit eines Rücktrittes dar. Die Rechtssprechung geht in Fällen unvollständiger 
oder falscher Belehrungen davon aus, daß dies dem Fall einer gänzlich fehlenden 
Belehrung gleictmhdten ist. In diesem Fall kann der Verbraucher seinen Rückbitl 
bimen einem Monat ab Vertragsabschluß erklären. Damit war aber der Rücktritt 
binnen acht Tagen auch im vortiegenden FaJl rechtzeitig und wirksam. Das Institut 
konnte sich dieser Rechtsmeinung nicht anschließen und klagte. Auch das Be­
zirksgericht Imst verkannte die Rechtssituation. Erst das Landesgericht Innsbruck 
folgte den Argumenten des VKI und wies die Klage des Institutes auf Zahlung von 
rund ÖS 27.000,- rechtskräftig ab. 

• Leistungsänderung bei Reiseangebot 
Ein Verbraucher buchte für sich und seine Frau ein Silvesterarrangement bei der 
Restplatzbörse zu einem Pauschalpreis von öS 8.800,-. Er wies bei der Vertrags­
verhandlung darauf hin, daß er nur bereit sei, ein Arrangement mit Flügen zur Ta­
geszeit zu buchen. Flüge zur Nachtzeit kamen für ihn nicht in Frage. Es wurde 
somit ein Flug Wien-Neapel-Wien jeweils zur Tageszeit vereinbart. In  weiterer Fol­
ge wurde der Verbraucher telefonisch von Leistungsänderu ng en benachrichtigt. 
Statt wie vereinbart sollte der Rückflug n unmehr in der Nacht erfolgen u nd darüber 
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hinaus sollte der Rückflug auch nicht von Neapel sondern von Rom aus gehen. 

Der Verbraucher war mit diesen Leistungsänderungen nicht einverstanden und er­
klärte seinen Rücktritt vom Vertrag und begehrte weiters die Rückecstattung des 
bezahlten Betrages in Höhe von öS 8.800,-. Da der Veranstalter IeälQrlCh den Be­
trag von öS 1 .245,- zuriickbezahlte, wurde der Restbetrag in Ausfallhaftoog 
kIagsweise geltend gemacht. Sofort nach Zustellung des Zahlungsbefehls bezahlte 
die beklagte Partei das gesamte KapitaJ sowie Zinsen und Kosten. 

"Judikaturvenne/dung" 

Bei den geführten Musterprozessen ist die Tendenz zu bemerken, bis zur Klage stur 
eine Rechtsposition zu vertreten und nach Einbringung dAr Klage sofort 'Z!I .submit­
tieren- (die gegnerischen Ansprüche bedinguflgslos anzuerkennen). Damit soll offen­
sichtlich die Bildung von Judikatur zu bestimmten heiklen Streitfragen vermieden 
werden. In einigen Bereichen muß daher damit gerechnet werden, daß erst durch 
eine Vielzahl von Musterprozessen eine Änderung im Verhalten der betroffenen Un­
ternehmer zu erreichen sein wird. 

/ 
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